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…es gibt noch viel zu tun:
Frauen verdienen im Schnitt um ein Drittel weniger als Männer, ha-
ben weniger Chancen Führungspositionen zu erlangen und sind einer
Mehrfachbelastung durch Kindererziehung, Pflege von Angehörigen
und Hausarbeit ausgesetzt. Prekarisierung durchdringt zunehmend
alle Lebensbereiche, was Frauen am stärksten trifft.

Man kommt nicht als
Frau zur Welt

Abtreibung ist ein
Frauenrecht

Hoffnungsschimmer oder
dunkle Wolken

Kommt Ihnen das
bekannt vor

Wir sind nicht  gemeint

Meine, deine, unsere
Kinder
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„Die Frau wird weder durch ihre Hormone noch durch geheim-
nisvolle Instinkte bestimmt, sondern durch die Art und Weise,
wie sie durch das Bewusstsein Fremder ihren Körper und ihre
Beziehung zur Welt erfasst“, Simone Beauvoir, Das andere Geschlecht,
1949

 „Wäre ich ein Linker, würde die ganze Emanzentruppe vor mir
flach liegen“, Ex-Bundeskanzler Schüssel (Kurier, 20. September
2006)

„Wer sich nicht bewegt, spürt seine Fesseln nicht“, Rosa Luxem-
burg

„Eine Frau ohne Mann ist wie ein Fisch ohne Fahrrad“, Her-
kunft unbekannt

GLB-Bundesleitung
Hugogasse 8, 1110 Wien,
0664 61 45 012, office@glb.at, www.glb.at

GLB-ÖGB
Hohenstaufengasse 10-12, 1010 Wien,
 01  53 444 308 oder 309,
oliver,jonischkeit@oegb.at

GLB-Vida
Margaretenstraße 166, 1050 Wien,
 01 54 641 296, franz.gruen@vida.at

GLB-GdG
Elterleinplatz 6/2. Stock, 1170 Wien,
 01 40 76 936, glb-gemeinde@inode.at www.glb-
gemeinde.at

GLB-GPF
siehe GLB-ÖGB, 0664 465 33 83, roho64@aon.at

GLB-GMTN
siehe GLB-ÖGB,  0676 67 28 499
edlingerhelmuth@gmx.at

GLB-GPA/DJP
siehe GLB-ÖGB,  0664 14 14 086, kontakt@glb-
gpa.at, www.glb-gpa.at

GLB-Niederösterreich
Andreas Hofer-Straße 4, 3100 St. Pölten,
02742 710 74 0, lipress@aon.at
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Melicharstraße 8, 4020 Linz,  0732 65 21 56
glb@gmx.org

GLB-Steiermark
Lagergasse 98a, 8021 Graz,  0316 71 2436
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GLB-Salzburg
Elisabethstraße 11, 5020 Salzburg,
 0662 87 22 44, glb.salzburg@aon.at

GLB-Tirol
Gumppstraße 36, 6020 Innsbruck,
 0699 81 73 24 23 , glb@glbtirol.info,
www.glbtirol.info

GLB-Kärnten
Ludwig-Walter-Straße 29, 9500 Villach,  04242
31091  glb@kpoe-villach.at, www.glb.kpoe-
villach.at

GLB-Vorarlberg
p.A. Roland Schmid, Achsiedlungsstraße 33, 6900
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Offenlegung laut § 25 Mediengesetz: Medien-
inhaber (Verleger) ist der Gewerkschaftliche
Linksblock (GLB). Der GLB ist Teil des Öster-
reichischen Gewerkschaftsbundes (ÖGB) und be-
kennt sich zur Hauptresolution des 1. Bundeskon-
gresses des ÖGB. Der GLB ist ein Verein. Vor-
standsmitglieder sind Mag. Karin Antlanger (Vor-
sitzende), Werner Beier, Barbara Buchacher-
Kundi, Josef Stingl (Stellvertretende Vorsitzende),
Oliver Jonischkeit (Sekretär), Anita Kainz (Schrift-
führerin), Inge Broz (Kassierin) und Lilian Stadler
(Stellvertretende Kassierin). Die Blattlinie ent-
spricht den Grundsätzen des GLB.

Her mit der Kohle
Der Sozialminister zeigte schon zu Beginn seiner Amtszeit,
wie er Sozialpolitik versteht – mit Haareschneiden für einen
guten Zweck führte er dem Event-geschüttelten Seitenblik-
ke-Publikum vor, dass Sozialvereine sich doch mehr aus
Charity-Veranstaltungen der Reichen und Schönen finanzie-
ren sollten.
Im Herbst meinte er in einem Anfall sozialdemokratischer
Verwegenheit, er erwarte sich KV-Abschlüsse von vier Pro-
zent und mehr. Da machte ihm aber die Metallergewerkschaft
prompt einen Strich durch die Rechnung, indem sie dem Vie-
rer vor dem Komma nicht einmal in die Nähe kam.
Warum die Pensionserhöhung, für die das Sozialministeri-
um zuständig ist, nur um die Zwei-Prozent-Marke
herumgrundelte bzw. darunter lag, konnte Buchinger nie er-
klären. Die Medienhetze nach dem Motto „die arme junge
Generation wird sich bald die teuren PensionistInnen nicht
mehr leisten können“ verstummte erst als die Inflation rapi-
de anstieg.
Nun entdeckten PolitikerInnen aller Parteien plötzlich, dass
bei Pensionen mit Ausgleichszulage von 747 Euro im Mo-
nat kaum ein würdevolles Auskommen zu finden ist, wenn
gleichzeitig der tägliche Einkaufskorb um fünf Prozent teu-
rer wird.
Der Vorschlag des Sozialministers, den Mindestpen-
sionistInnen einmalig hundert Euro zu überweisen ist die
logische Konsequenz seines Verständnisses von Sozialpoli-
tik: die regelmäßigen Ansprüche möglichst niedrig halten,
dafür ab und zu mal eine milde Wohltat. Angeblich ist das
Geld für die Einmalzahlung im Budget des Sozialministe-
riums „versteckt“, weil dort mehrere hundert Millionen Euro
beim Bundeszuschuss für die Pensionen „eingespart“ wur-
den.
Der Staat zieht sich aus der Finanzierung des Pensions-
systems zurück, vom ursprünglich zugesagten Drittel
Bundesfinanzierung ist man heute weit entfernt. Was hat
Buchinger mit dem eingesparten Geld vor? Her mit der
Kohle, Herr Minister! Rein damit in die Pensionen! Aber
nachhaltig und nicht als Einmalzahlung.
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Man kommt nicht
als Frau zurWelt…
… man wird es, schreibt Simone de Beauvoir. Emanzipation stammt vom
lateinischen emancipare: einen „Sklaven oder erwachsenen Sohn“ aus
dem mancipium, der „feierlichen Eigentumserwerbung durch Handauf-
legen“, in die Eigenständigkeit zu entlassen.

Im 17./18. Jahrhundert erfolgte eine
Bedeutungsverschiebung: Aus dem Akt
des Gewährens von Selbstständigkeit
wurde eine Aktion politischer Selbst-
befreiung. Ziel emanzipatorischen Be-
strebens ist ein Zugewinn an Freiheit
oder Gleichheit, oder auch die Verrin-
gerung von seelischer, ökonomischer
Abhängigkeit, etwa von den Eltern.
Häufig steht der Begriff synonym für die
Frauenemanzipation.

Mystisch, göttlich, weiblich

Diskriminierung basiert auf Andersar-
tigkeit. Die Frau ist anders als der
Mann, also wird sie von den Männern
diskriminiert, sie sehen sie nicht eben-
bürtig, nicht gleichgestellt. Schon in der
Urzeit machte die Frau dem Mann
Angst in ihrer Andersartigkeit: sie war
ohne Penis, sie blutete und sie gebar
Kinder. Ihr Körper war den Männern
ein Mysterium. Die Tatsache, dass die
Frau Kinder bekam, machte sie zu et-
was Besonderem.
Doch soviel Macht schreckte die Män-
ner, flößte ihnen aber auch Achtung ein.
Die Männer sahen sich immer schon
als das wahre Geschlecht, der Mann
verkörperte das Menschliche. Die Frau
in der Urzeit war zwar nicht gleichge-
stellt, wurde aber als etwas Mystisches
und Göttliches verehrt. Die Entdeckung
der Männer, aktiv an der Zeugung ih-
rer Kinder beteiligt gewesen zu sein,
dass darüber hinaus ohne sie diese
Zeugung gar nicht möglich ist, verleite-
te die Männer dazu, die Frau als un-
tergeordnet zu sehen. Die Macht der
Frau schwand und mit ihr der Mythos,

Von Anna-Erika Paseka

der sie umgab.

Angst vor Andersartigkeit vernichtet

Es ist vor allem ein männliches Phäno-
men Andersartigkeit zu diskriminieren.
Was dem Manne Furcht einflößt, ver-
sucht er zu beherrschen. So lässt sich
Fremdenfeindlichkeit, Sexismus, Ras-
sismus, Behindertenfeindlichkeit,
Intellektfeindlichkeit und noch mehr
erklären. Was Angst macht wird be-
herrscht, diskriminiert, vernichtet.
Unterdrückt wird was angst macht, so
auch Gefühle, die das Selbstbild in Fra-
ge stellen. Man(n) stellt sich diesen
Gefühlen nicht, unterdrückt sie und die-
jenigen, die sie auslösen.

Selbstbescheidung als Hausfrau
und Mutter

Trotz vieler Anstrengungen ist es den
Frauen bis heute nicht gelungen, den
Männern gesellschaftlich (politisch,
wirtschaftlich, wissenschaftlich, sexuell)
gleichgestellt zu sein. Bis heute wird die
Frau in ihrer Bedeutung behindert. Um
all die vorrangig männlichen Positionen
anzustreben, ist manche Frau verführt
ihre Weiblichkeit zu verneinen, um ein
ganzer Mann zu sein. Wird man als Frau
geboren, hat man schon die schlechte-
ren Karten gezogen. Frau muss immen-
se Mühe aufwenden, um sich in den von
Männern besetzten Gebieten zu be-
haupten. Weniger befähigte Männer
haben mehr Chancen sich in dieser
Gesellschaft zu behaupten, als hervor-
ragende Frauen. Die Tatsache Frau zu
sein, macht sie zum Menschen zweiter

Klasse.
Frauen, die ihr Leben lang damit be-
schäftigt sind, ihre „weiblichen Pflich-
ten“ zu erfüllen überlassen es den Män-
nern, ein eigenständiges Bewusstsein zu
entwickeln und über sich selbst hinaus
zu wachsen. Ihre Pflichterfüllung behin-
dert sie und lässt sie nicht erkennen,
dass ihre Bestimmung und ihre Gren-
zen von der Männerwelt gesetzt und
daher überschritten werden müssen.
Stattdessen verteidigen sie das „Frau-
Sein“ aus der männlichen Sicht: „Ich bin
Weibchen und deshalb verdiene ich
Respekt“. Ähnlich der Arbeiterbewe-
gung, die um ihre menschenunwürdi-
gen Arbeitsplätze kämpfte, anstatt sich
von der Sklavenarbeit zu befreien.
Nicht Freiheit und Autonomie spielen
dabei eine Rolle, sondern die Forde-
rung nach Selbstbescheidung als Haus-
frau und Mutter. Diese
reduktionistische Sicht weiblicher Exi-
stenz gipfelt in der demütigenden Her-
ablassung: „Bleib, was Du bist und wir
finden Dich gut.“
Bei näherer Betrachtung wird klar, dass
die menschliche und daher auch die
weibliche Existenz nicht nur etwas Pri-
vates ist. Es besteht eine starke Ver-
bindung zwischen der privaten Person
und der Gesellschaft. Frauen müssen
ihre Verantwortung erkennen, diese
wichtigen Lebensbereiche nicht den
Männern zu überlassen. Jean-Paul Sar-
tre war der Ansicht, dass der Mensch
die Verantwortung dafür trägt, was er
oder sie aus dem macht, was die Ge-
sellschaft aus ihr oder ihm gemacht hat.
Frauen tragen eine Mitverantwortung
für die Untaten der Gesellschaft, auch
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wenn sie in der Mehrzahl nicht zu Tä-
terinnen wurden. Für eine gleichberech-
tigte Gesellschaftsform gibt es keinen
Begriff. Wir können Patriarchat und
Matriarchat denken, aber darüber hin-
aus…?

Kastration der Frauenrolle

Die Welt der Männer legt den Frauen
nahe, dass sie die „besseren Menschen“
und daher zu gut für die „schmutzige“
Politik oder die Macht der Herr-
schenden seien. Aufgrund der „weibli-
chen“ Qualitäten, wie Einfühlungsver-
mögen, Opferbereitschaft und Fürsorg-
lichkeit bleiben den Frauen die
schlecht- oder gar unbezahlten sozia-
len Dienste vorbehalten.
Dadurch wird auch ihre Rolle als Mut-
ter kastriert. Selbst in dienender Rolle
kann sie ihren Kindern kein Vorbild als
selbstbewusstes emanzipiertes Mitglied
einer Gesellschaft sein. Das soll sie auch
nicht. Der Wiener Psychoanalytiker
Erwin Ringel beschrieb, wie unsere
Kinder zu kritiklosen Untertanen erzo-
gen werden. Er erkennt Werte wie
Sauberkeit, Pünktlichkeit, Gehorsam
als herrschende Erziehungsideale, be-
zeichnet sie aber gleichzeitig als
Sekundärtugenden. Sie sind nicht ge-
eignet, die Entwicklung eines Kindes
zu einem sozialen und kritischen Er-
wachsenen zu fördern. Genau diese
Rolle schreibt aber das Patriarchat den
Frauen und Müttern zu. Sie werden
dafür verantwortlich gemacht, dem
Vater pünktlich gewaschene und gehor-
same Kinder vorzuführen. Damit sol-
len sie gleichzeitig lernen, wie sie spä-
ter ihren Chefs und ihren Herrschen-
den zu begegnen haben.
Die Unterwerfung unter die patriarchale
Ordnung nimmt Frauen nicht die Ver-
antwortung für die Werte, die sie in das
kindliche Bewusstsein pflanzen. Als
Frau geworden, werden sie Mütter und
als Mütter geben sie das Gedankengut
des Konformismus an ihre Kinder wei-
ter. Diesen Teufelskreis gilt es zu durch-
brechen, vor allem widerspricht es
emanzipatorischen Grundhaltungen
wenn Frauen, die selbst keine Kinder

geboren haben, auch von Frauen dis-
kriminiert werden. Warum sollte eine
Frau, die eine biologische Funktion er-
füllt hat, mehr wert sein, als eine Frau,
die ihr Leben in den Dienst einer ge-
rechteren Gesellschaft gestellt hat?
Es ist empörend, wie wenig die Lei-
stungen der Frauen von beiden Ge-
schlechtern gewürdigt werden. Alleine
im Pflegebereich werden ältere Men-
schen, die Hilfe, Pflege und Betreuung
benötigen, zu 80 Prozent von privaten
Personen betreut, hiervon wiederum
hauptsächlich von Frauen, die wieder-
um zu 50 Prozent selbst über 60 Jahre
alt sind. Die Wertschöpfung aus priva-
ter Hand übersteigt die der öffentlichen
an Ausgaben und Pflege um ein Vielfa-
ches. Der Nutzen der Frau in der
patriarchalen Welt liegt in ihrer
Ausbeutbarkeit. Ist sie nicht
ausbeutbar, ist sie Unnütz.

Widerstand und Partnerschaft

Es ist ein Faktum, dass die Männer-
welt, trotz ihrer Anstrengungen, die
Frauen klein zu halten, im Großen und
Ganzen mit den Frauen als Partnerin-
nen unzufrieden sind. Männer wünschen
sich das, wovor sie sich am meisten
fürchten: eine Partnerin in Augenhöhe.
Daher ist eine Bewusstseinsveränder-
ung beider Geschlechter nötig. Es liegt
jedoch an den Frauen, selbstbewusst
unserer Gesellschaft den größtmögli-
chen Widerstand entgegenzubringen,
mit dem Ziel endlich ein Miteinander
der Geschlechter zu erreichen. Es geht
um eine radikale Veränderung des
Wertesystems unserer Gesellschaft.
Der patriarchale Kapitalismus braucht
eine auf Eroberung und Ausbeutung
geformte Gesellschaft. Behübschende
Reformen werden den permanenten
Kriegszustand (zwischen den Ge-
schlechtern) nicht beenden.

Anna Paseka ist Mitglied des
GLB/GPA-DJP und der Redakti-
on „Die Arbeit“

So schaut´s aus…
Einkommen: Frauen haben ein um
20 Prozent geringeres Einkommen
als Männer, damit rangiert Österreich
an fünftletzter Stelle der 27 EU-Län-
der.
Atypische Beschäftigung: 75 Pro-
zent aller atypischen Jobs werden
von Frauen ausgeübt, 70 Prozent
aller geringfügig Beschäftigten sind
weiblich.
Teilzeit: Bundesweit arbeiten 41,6
Prozent aller Frauen, aber nur 6,0
Prozent der Männer in Teilzeit. Laut
AK-Arbeitsklimaindex sehen 56
Prozent der Frauen ihre Teilzeitar-
beit nur als Übergangs- oder Notlö-
sung, 59 Prozent geben an, dass ihr
Einkommen gerade noch oder nicht
zur Deckung des Lebensunterhaltes
ausreicht.
Kinderbetreuung: Mit nur zwölf
Prozent liegt Österreich weit unter
dem EU-Ziel von 33 Prozent bei der
Betreuungsquote von unter dreijäh-
rigen Kindern. Es fehlen rund 46.000
Kinderbetreuungsplätze, weitere
40.000 sind mangelhaft in Hinblick
auf die Öffnungszeiten.
Pensionen: Frauen kriegen durch-
schnittlich nur 692 Euro Pension, um
40 Prozent weniger als Männer
(1.158 Euro).
Universitäten: 57 Prozent der Stu-
dierenden und 56 Prozent der Uni-
AbsolventInnen sind Frauen, aber
nur 35 Prozent der AssistentInnen,
29 Prozent der VizerektorInnen, 15
Prozent der RektorInnen und gar nur
fünf Prozent der RektorInnen.
Management: Nur eine von 23
Geschäftsführungsposten in den zehn
Unternehmen mit ÖIAG-Beteiligung
ist mit einer Frau besetzt, nur zwei
von 80 Aufsichtsratsposten. Trotz
massiv beworbener Gender-Politik
regieren in den Führungsetagen wei-
terhin Männer: In vier von fünf Un-
ternehmen sitzen ausschließlich Män-
ner im Aufsichtsrat, nur elf Prozent
der Führungspositionen werden von
Frauen besetzt.
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Früher einmal war es ja völlig rechtens, Frauen für ihre
Erwerbsarbeit weniger zu bezahlen als Männern. Es gab
eigene Frauenlohngruppen in den Kollektivverträgen, die
ganz offen ein geringeres Entgelt allein aufgrund des Frau-
seins vorsahen.

Frausein kostet
Von Elisabeth Buchinger

Damit ist rechtlich Schluss seit Mitte
der 50er Jahre des vorigen Jahrhun-
derts, als Österreich ein ILO-Überein-
kommen „gleicher Lohn für gleichwer-
tige Arbeit“ ratifizierte, und in Folge
Ende der 70iger Jahre das Gleich-
behandlungsgesetz verabschiedete.
Und dennoch: Unselbständig beschäf-
tigte Frauen verdienten in Österreich im
Jahr 2006 gerade einmal 67 Prozent
der Männer, die mittleren Frauenein-
kommen liegen um mehr als 9.500 Euro
brutto im Jahr hinter denen der Män-
ner zurück. Frauen haben die überwäl-
tigende  Mehrheit bei den
BezieherInnen von Niedrigstein-
kommen, und stellen im Gegenzug nur
eine verschwindende Minderheit in der
Gruppe jener, die über der Höchst-
beitragsgrundlage verdienen.
Selbst ganzjährig vollzeitbeschäftigte
Frauen kommen nur auf gerade einmal
73 Prozent der vergleichbaren
Männereinkommen, in absoluten Zah-
len beträgt  der Nachteil fast 10.900
Euro. Und der jüngste EU-
Gleichstellungsbericht sieht Österreich
beim Stundenlohn mit einem Frauen-
nachteil von 20 Prozent gegenüber
Männern an fünftletzter Stelle aller 27
EU-Länder. Im EU- Durchschnitt be-
trägt der Nachteil 15 Prozent.
Auch ein Vergleich von vollzeit-
beschäftigten Frauen und Männern in
derselben beruflichen Stellung bringt
enorme Einkommensnachteile ans Ta-
geslicht. Während der Einkommens-
nachteil einer vollzeitbeschäftigten Hilfs-
arbeiterin gegenüber ihrem Kollegen
„nur“ zehn Prozent beträgt, steigt der
Nachteil einer Facharbeiterin gegen-
über ihrem Kollegen im Mittel auf 35
Prozent an. Mit 41 Prozent den höch-

sten Nachteil müssen angestellte Frau-
en in Führungspositionen zur Kenntnis
nehmen, ihr Nachteil beträgt 23.700
Euro brutto pro Jahr (Quelle: Rech-
nungshof-Einkommensbericht  2005)
Wie man es also dreht und wendet, der
Einkommensnachteil von Frauen ist
Realität!  Es bestehen vielfältige Ursa-
chen, die das Ausmaß beeinflussen, und
so vielfältig müssen auch die Strategi-
en zu dessen Bekämpfung  sein:
Ursache Arbeitszeit und familien-
bedingte Berufsunterbrechungen - hier
sind  Rahmenbedingungen zu schaffen,
damit nicht wie derzeit  fast automa-
tisch und ausschließlich die Frauen die
Familien- und Betreuungsarbeit über-
nehmen. Es braucht einen raschen Aus-
bau bedarfsgerechter, leistbarer
Betreuungsangebote für Kinder aller
Altersgruppen ebenso wie einen Um-
bau im Steuer- und Transfersystem,
damit die traditionelle Arbeitsteilung in
der Familie nicht weiter begünstigt wird.
Ein Familiensplitting würde diese
Rollenteilung hingegen weiter verfesti-
gen  und damit die Einkommenskluft
noch vergrößern.

Aber selbst wenn die Rahmenbedin-
gungen passen bzw. Familienarbeit kei-
ne Rolle spielt, erleben Frauen vielfäl-
tige Einkommens-,  Beschäftigungs-
und Aufstiegsdiskriminierungen, die
verhindern, dass sie entweder über-
haupt in entsprechend besser bezahlte
Jobs vordringen bzw.  wenn, dann zu
erheblich geringerem Entgelt. Hier
braucht das Gleichbehandlungsgesetz
deutlich schärfere Zähne!  Durchgehen-
de und hohe Schadenersatzansprüche
müssten Diskriminierung zum Kosten-
faktor machen, der weh tut und daher
einzusparen ist.
Am wirkungsvollsten erscheint mir aber
die Umsetzung der Forderung nach der
Koppelung von  öffentlicher Auftrags-
vergabe und Wirtschaftsförderung mit
Gleichstellungsaktivitäten, wie sie be-
reits im Frauenvolksbegehren vor fast
elf Jahren erhoben wurde. Damit wird
betriebliche Gleichstellung zur Bring-
schuld der Unternehmen, statt, wie jetzt
auf eine alleinige Holschuld der einzel-
nen Frau reduziert zu sein. Ohne
Gleichbehandlung keine Aufträge – das
könnte in der Tat Bewegung in die Sa-
che bringen. Dafür braucht´s aber wohl
eine starke gesellschaftliche Bewegung.
Dafür zu arbeiten muss an erster Stelle
stehen ...

Elisabeth Buchinger ist Leiterin
des Frauenbüros der oö Arbeiter-
kammer
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Abtr eibung ist ein Frauenrecht

Der internationale Frauentag mahnt uns jedes Jahr Resümee zu ziehen
über Fort- oder Rückschritte im Kampf um Frauenrechte. Und da sieht
man nur wenig Gutes: etwa die sich wieder weiter öffnende Gehalts-
und Pensionsschere als ökonomisches Zeichen für die fortschreitende
Prekarisierung unserer Lebens – und Arbeitsverhältnisse.

Ein weiteres Richtmaß über den eman-
zipatorischen Fortschritt einer Gesell-
schaft war und ist das Selbstbestim-
mungsrecht der Frauen über ihre
reproduktiven Fähigkeiten. Nicht ohne
Grund ist der Kampf um die Legalisie-
rung der Abtreibung weltweites Kern-
thema aller fortschrittlichen Bewegun-
gen.
Anfang Jänner entfachte ÖVP-Justiz-
sprecher Donnerbauer anlässlich der
Präsentation der Schwerpunkte der
VP- Justizpolitik eine neue Abtrei-
bungsdebatte. Als klarer Angriff gegen
die Fristenlösung kann die von ihm ge-
forderte verpflichtende Beratung und
die Einführung einer dreitägigen
Beratungsfrist zwischen medizinischem
Aufklärungsgespräch und Eingriff ge-
wertet werden.
Nicht überraschend ist der Zeitpunkt
des Angriffs, fällt er doch zusammen mit
dem Start der parlamentarischen Initia-
tive „Mit Kind in die Zukunft“ des ÖVP
nahen Vereins Aktion Leben, die unter
anderem den flächendeckenden Aus-
bau von Schwangerenberatungsstellen
fordert. Schützenhilfe leistete die FPÖ
mit so abstrusen Wortspenden wie
Gebärprämien für Frauen, die unge-
wollte Schwangerschaften austragen.
Bedenkt man, dass Innenminister
Platter die Einführung von bundeswei-
ten Schutzzonen vor Abtreibungsklini-
ken im Rahmen des neuen Sicher-
heitspolizeigesetzes erfolgreich verhin-
dern konnte, ergibt sich das Bild einer
ernstzunehmenden Antifristenlösungs-
offensive.
Bis dato machten vor allem militante
Vertreter des Human Life Internatio-
nal, die Frauen vor Abtreibungsklinken
aufs gröbste belästigen, und die Wort-

spenden des  rechtskonservativen
Salzburger Weihbischofs Laun Schlag-
zeilen. Diesmal kommt der Angriff un-
verhohlen von Spitzenfunktionären der
ÖVP, die sich bei ihren Aussagen auf
das im Oktober 2007 veröffentlichte
Perspektivenpapier der ÖVP stützen.
Es geht in diesen ÖVP-Vorstößen
nicht primär um die Abschaffung der
Fristenlösung, sondern um die Ver-
schärfung von Rahmenbedingungen
durch den Einbau zusätzlicher Hürden.
Das Aufbrechen des Stillhaltekonsenses
zwischen den beiden großen Lagern
SPÖ und ÖVP bezüglich der
Abtreibungsfrage ist seit der Öffnung
des Salzburger Landesspitals für Ab-
treibungen offensichtlich. Davor
herrschte seit der Einführung der
Fristenregelung 1974  dreißig Jahre
lang auf Regierungsebene Friedhofs-
ruhe. Die SPÖ konnte sich angesichts
der liberalen Gesetzesregelung selbst-
verliebt auf die Schulter klopfen, die
ÖVP war ob der strikten Abtreibungs-
praxis beruhigt.
Die Forderungen der Frauenbewegung
nach Übernahme der Kosten für einen
Abbruch durch die Krankenkassen
und eines österreichweiten Zugang zu

Krankenhäusern, die einen Schwan-
gerschaftsabbruch durchführen, wur-
den ignoriert. Die Tatsache, dass unge-
wollte Schwangerschaften und
Schwangerscha f tsabbrüche ,
generationenübergreifend eine über-
wiegende Mehrzahl der Frauen irgend-
wann in ihrem Leben betrifft, blieb eine
Tabuzone.
Die SPÖ verabsäumte Forderungen
wie die kostenlose Durchführung von
Abbrüchen in allen öffentlichen Spitä-
lern, die Errichtung von Schutzzonen
vor Abtreibungskliniken oder die Strei-
chung der Abtreibung aus dem Straf-
gesetzbuch aktiv mitzutragen. In der
aktuellen Situation agiert Frauen-
ministerin Bures angesichts der massi-
ven ÖVP Angriffe auf verlorenem Po-
sten. Trotz vollmündiger Ankündigun-
gen ging die SPÖ in der Frage zur Ein-
führung von Schutzzonen vor
Abtreibungskliniken in die Knie.
Das zähe Ringen um das Frauenrecht
Abtreibung bleibt also weiter auf der
Tagesordnung aller linken und femini-
stischen AktivistInnen.

Gerlinde Grünn ist Arbeitsmarkt-
trainerin in Linz

Von Gerlinde Grünn
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die Arbeit

Es ist nicht leicht, im Bereich der Steuergerechtigkeit positive Nach-
richten zu finden. Gerade deswegen sei vorweg etwas Positives erwähnt:

das Festhalten am Termin für die Steuerreform 2010 war grundsätzlich
richtig.

Hoffnungsschimmer
oder dunkle Wolken

Wichtiger als eine frühere Steuer-
entlastung sind nämlich dringend not-
wendige Investitionen in Bildung und
Armutsbekämpfung. Aber ebenso
wichtig wäre es, dass die Steuerreform
endlich Schritte in Richtung mehr
Steuergerechtigkeit setzt. Die Entwick-
lungen der jüngeren Vergangenheit ge-
ben allerdings nicht gerade zu Optimis-
mus Anlass.

Das begann schon einmal damit, dass
das Programm der neuen rot-schwar-
zen Regierung in den wesentlichen
Punkten an der neoliberalen Steuerpo-
litik weiterhin festhält. Vor allem inter-
nationale Konzerne bleiben weiterhin
von der Verantwortung für die Finan-
zierung des Gemeinwohls befreit. Dann
die nächste Hiobsbotschaft: Durch ein
Urteil des Verfassungsgerichtshofes
(VfGH) wurden die Erbschafts- und die
Schenkungssteuer  aufgehoben. Das
hätte die Chance für eine faire Neuge-
staltung der beiden Steuern geboten,
denn der VfGH hatte keine Bedenken
gegen die Steuern an sich, sondern nur
gegen die viel zu niedrige Bewertung
von Grund und Immobilien. Die Politik
wollte es jedoch anders: Mitte des Jah-
res laufen Erbschafts- und Schenkungs-
steuer aus. Damit wird der geringe Bei-
trag von Vermögen zum Steueraufkom-
men nochmals reduziert.

Wird keine Reparatur vorgenommen,
bedeutet das möglicherweise auch das
Aus für die Grundsteuer. Eine Katastro-

phe für die Gemeinden, die dadurch
eine wichtige Einnahmequelle im Aus-
maß von ca. einer halben Milliarde
Euro verlieren. Damit wäre die letzte
Vermögenssteuer in Österreich abge-
schafft. Die Finanzierung des Sozial-
staates würde dann ausschließlich von
Erwerbstätigen und KonsumentInnen
erfolgen.

Denn während ein/e Erwerbstätige/r
bis 50 Prozent Steuer auf Lohn und
Gehalt zahlt, schaut es viel besser aus,
wenn jemand sein Geld für sich arbei-
ten lassen kann. Zinsen und Dividen-
den sind maximal halb so hoch besteu-
ert wie Arbeitseinkommen. Aktien-
Spekulationsgewinne sind nach einem
Jahr Haltefrist gänzlich steuerfrei.

Zu tun gäbe es also genug bei der Steu-
erreform. Vor allem die Schieflage
zwischen hoch besteuerter Arbeit und
fast steuerfreiem Vermögen muss drin-
gend korrigiert werden. Der Beitrag
von 1,3 Prozent aus Vermögen zum
Steueraufkommen in Österreich ist ei-
ner der geringsten aller Industriestaa-
ten und weit unter dem EU-Schnitt von
5,3 Prozent (OECD 2004). Sogar das
Wirtschaftsforschungsinstitut und die
nicht gerade politisch links stehende
OECD fordern von Österreich hier
endlich eine Korrektur ein.

Dringend notwendig wären daher eine
Vermögenssteuer für die reichsten zehn
Prozent – 90 Prozent der Bevölkerung

wäre davon nicht betroffen. Weil die
Vermögen aber so ungleich verteilt sind,
würde diese Steuer trotzdem rund sie-
ben Milliarden im Jahr einbringen wür-
de.

Außerdem müssen Arbeits- und
Kapitaleinkommen gleich hoch besteu-
ert werden. Es ist überhaupt nicht ein-
zusehen und zudem „leistungsfeindlich“,
dass erarbeitete Einkommen schlech-
ter gestellt sind als Einkommen ohne
Arbeit.

Der   Angesichts    wachsender   Un-
gleichheiten bei Löhnen darf der Spit-
zen-steuersatz keinesfalls -senkt wer-
den, sondern  es soll  eine zusätzliche
Steuerstufe    von  60   Prozent    für
besonders     hohe   Einkommen   ab
140.000 Euro    Jahresgehalt   (zehn-
fache  des Mindestlohnes) eingeführt
werden. Der damit gewonnene Spiel-
raum muß einerseits in die Entlastung
niedriger   und   mittlerer  Arbeitsein-
kommen   gehen  und  andererseits in
die Finanzierung von Bildung,
Armutsbekämpfung  und den Ausbau
der s ozialen Dienstleistungen  wie
Kinderbetreuung  und Pflege.

Sybille Pirklbauer ist Mitglied der
Steuerinhaltsgruppe und im Vor-
stand von  Attac Österreich

Von Sybille Pirklbauer
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Leiharbeit: Moderne Ausbeutung

Alice arbeitet im  Gastgewerbe. Nach ihrer Karenz findet sie keinen Job,
weil sie wegen ihres Kindes keinen Nacht- und Wochenenddienst mehr
machen kann.
 Es bleibt ihr nichts anderes übrig, als
sich bei einer Leiharbeitsfirma zu be-
werben. Jetzt hat sie zwar eine fixe
Arbeitszeit von Montag bis Freitag,
aber die Entfernung  zu ihren zugewie-
senen Dienststellen kann bis zu 50 Ki-
lometer betragen und kostet sie oft täg-
lich zwei Stunden ihrer Freizeit.
Das Geschäft mit der Leiharbeit – viel
schöner klingt der Begriff
„Arbeitskräfteüberlassung“ – boomt in
allen Sparten. Von 2000 bis 2007 hat
sich die Zahl der LeiharbeiterInnen von
18.546 auf 56.581 mehr als verdrei-
facht. Für 2008 sagt eine Studie eines
Wiener Beratungsunternehmens  bereits
78.625 LeiharbeiterInnen voraus. Die
Tendenz ist weiter steigend: 2010 wird
die Zahl laut Studienautoren bereits auf
104.000 kommen. In ganz Europa

wächst die Zahl der LeiharbeiterInnen
rasant. Laut Studie werden heuer 4,67
Millionen ArbeitnehmerInnen bei Leih-
arbeitsfirmen beschäftigt sein.
Immer mehr Unternehmen wollen kein
Personal mehr beschäftigen und ma-
chen Verträge mit Leiharbeitsfirmen.
Auf dem freien Markt herrscht bein-
harter Wettbewerb. Der billigste An-
bieter wird genommen. Die Arbeitsbe-
dingungen bei diesen Anbietern küm-
mern niemanden.
Wie das Wort „Leiharbeit“ schon sagt,
werden Menschen verliehen und da-
her wie Sachen behandelt. Das Unter-
nehmen, das sich Arbeitskräfte ausleiht,
hat keine Personal- sondern Sachko-
sten. Es spart dadurch nicht nur Steu-
er- und Sozialabgaben, sondern muss
sich auch nicht mehr mit Betriebs-

Von Anita Kainz

Gleiches Geld für gleiche Leistung?

Der „Equal-Pay-Day” 2007 war am 27. September! „Gleicher Lohn für
gleichwertige Arbeit”  diese Forderung ist alt, aber noch immer aktuell:
denn nach wie vor ist der Unterschied zwischen Frauen- und Männer-
löhnen beschämend groß und ein Maßstab für Frauendiskriminierung
am Arbeitsplatz.

Seit 1996 wurde zur Verdeutlichung der
Kluft bei den Einkommens-
unterschieden der „Tag der Bezah-
lungsgleichheit“ errechnet. Im Ver-
gleich der Stundenlöhne verdienen
Frauen in Österreich um 26,4 Prozent
weniger als ihre männlichen Kollegen.
Umgerechnet auf Tage heißt das, dass
Frauen im Durchschnitt um 96 Tage
länger arbeiten müssen, um das gleiche
Entgelt wie die Männer zu verdienen.
Oder noch krasser: Frauen arbeiten bei
gleicher Arbeitszeit, gleicher beruflicher
Stellung und Qualifikation - statistisch
gesehen - vom 27. September bis
Jahresende gratis!

Damit liegt Österreich deutlich unter
dem EU-Durchschnitt von 24 Prozent.
Im Europavergleich von 25 Staaten
nimmt Österreich gleichauf mit der
Slowakei die 20. Stelle ein und in einem
internationalen Vergleich (Global
Competitiveness Report) von 102
Ländern wird Österreich der letzte
Platz zugewiesen. Im „ranking“ der
reichsten Länder der Erde befindet sich
dagegen Österreich im Spitzenfeld.
Das Geld ist da, es ist nur nicht gerecht
verteilt. Die Einkommensschere wird so
lange nicht geschlossen werden,
solange es keine echte Umvertei-
lungspolitik von reich zu arm gibt. So

finden sich im Regierungsprogramm
von rot-schwarz weder konkrete
Maßnahmen noch budgetäre Mittel
dafür. Also müssen wir Frauen
weiterkämpfen: Gleiches Geld für
gleiche Leistung!

Lilian Stadler ist GLB-Aktivistin
in Wien und Mitglied der ÖGB-
Kontrolle

rätInnen, Kollektivverträgen und
Arbeitsgesetzen auseinandersetzen. Es
gibt sogar Unternehmen, die eigene
Leiharbeitsfirmen gründen.
Dabei ist  es egal, ob  Firmen nur  bei
kurzfristigen  Personalengpässen  Ar-
beitskräfte ausleihen, oder ob sie  im-
mer mehr und öfter  eigenes Personal
abbauen und nur mehr mit Leiharbei-
terInnen ihren Bedarf abdecken. Der
Gewerkschaftliche Linksblock tritt für
eine Begrenzung der Leiharbeit ein
und  fordert  schon lange  die  Einfüh-
rung der Wertschöpfungsabgabe, da-
mit sich das Ausleihen von Menschen
nicht mehr lohnt

Von Lilian Stadler
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Kommt ihnen das bekannt vor…

…sich Tag für Tag abstrudeln, und trotzdem reicht‘s vorn und hinten
nicht! Und in der Zeitung steht, in Österreich verdienen Top-Manager
acht Millionen im Jahr. Warum eigentlich?

Auch für Top-Manager hat der Tag nur
24 Stunden – eine solche Differenz
kann also nicht an der Mehrarbeitszeit
liegen. Wohl aber an der Bewertung
von Arbeit, wobei dabei nicht die Aus-
bildung ausschlaggebend ist. Eine un-
sichtbare Macht teilt in wichtige und
weniger wichtige Arbeit, wobei die
gänzlich unsichtbare Frauenarbeit ge-
braucht wird, ohne die der Top-Ma-
nager gar nicht arbeiten könnte!
Ohne die Putzfrau im Büro oder
zuhause, die Wäschereinigung inklusi-
ve Bügeldienst, die Verkäuferin in wel-
chem Geschäft auch immer, die Sekre-
tärin, die wissenschaftliche Zuarbeiterin,
die Krankenschwester, die Kindergärt-
nerin, die Friseurin oder die Hausfrau,
die im Hintergrund alles managt und bei
entsprechender Finanzlage an andere,
meist Frauen mit migrantischen Hinter-
grund weiter delegiert wäre der Top-
Manager aufgeschmissen! Warum soll
es dann gerechtfertigt sein, dass er das
Hundertfache von mir verdient!
Mir leuchtet auch nicht ein, warum
Menschen vor lauter Überstunden
krank werden, während andere arbeits-
los sind? Das Bruttosozialprodukt wird
immer größer, das Land immer reicher
und gleichzeitig wächst die Zahl der
Menschen, die von Armut betroffen
sind, die sich Miete, Heizung, Ausbil-
dung ihrer Kinder nicht mehr leisten
können?
Auch in den Wohlstandsjahren des 20.
Jahrhunderts wurde der wachsende
Reichtum mehr den Besitzenden als den
Lohnabhängigen zuteil. Aber es gab
noch Reallohnerhöhungen, es gab
großteils sichere Männer-Arbeitsplät-
ze, die sich eine „Hausfrau“ samt Fa-
milie leisten konnten. Und jene Frau-
en, die sich davon nicht abhängig ma-

chen wollten, hatten ebenfalls Chancen,
einen, wenn auch oft weniger bezahl-
ten sicheren Arbeitsplatz zu finden.
Seit Jahren halten aber die Lohnerhö-
hungen mit den Preissteigerungen nicht
mehr Schritt, immer mehr Menschen
geraten in die Schuldenfalle. Kaum
mehr eine Familie kann die auf den
Verdienst der Frauen verzichten. Die
Zahl der Familien, die großteils vom
Einkommen der Frauen leben, steigt.
Immer mehr junge Menschen findennur
mehr einen befristeten, sozialrechtlich
nicht abgesicherten Job.
Und weil’s nicht schon immer so war,
muss es auch nicht immer so bleiben!
Für Veränderung braucht es allerdings
Engagement. Es braucht zuerst einmal
die Überzeugung:
·  Ich habe ein Recht auf einen siche
ren Arbeitsplatz, der mir ein Auskom-
men mit dem Einkommen garantiert –
unabhängig von Partner oder Staats-
bürgerInnenschaft:
· Ich habe Recht auf leistbaren Wohn-
raum, Recht auf kostenlosen Zugang zu
Bildung für mich und meine Kinder, auf
ein Gesundheitssystem, das allen die
gleichen Leistungen garantiert.
· Ich habe Recht auf eine angemesse-
ne Pension oder ein garantiertes
Grundeinkommen.
· Ich habe Recht, nicht in sozialer Angst
leben zu müssen, nicht zu wissen, wie
die kaputte Waschmaschine zu erset-
zen ist oder wie die Zahnspange mei-
nes Kindes finanziert werden kann.
Der zweite Schritt ist ihr Handeln. Bei
der nächsten Wahl GLB anzukreuzen,
ist aber letztlich auch zu wenig. Denn
wir sind überzeugt, dass Sie selbst eine
gute Politikerin wären. Neben der For-
derung nach radikaler Umverteilung

von Arbeit und Einkommen braucht es
eine Aufwertung der unmittelbaren
Demokratie, von der kommunalen
Ebene bis zur Volksabstimmung! Ge-
rade Frauen wissen, wo der alltägliche
Schuh des Lebens drückt und wie Ab-
hilfe geschaffen werden könnte.
Am Internationalen Frauentag demon-
strieren wir für Frauenrecht. Das Jahr
über treffen wir uns um zu überlegen,
wo wir wie eingreifen wollen. Unsere
Beiträge sind bescheiden, von den
Medien werden sie ignoriert. Aber wir
gewinnen Kraft für unseren gemeinsa-
men Traum: Stellen Sie sich nur einen
Tag vor, an dem alle Frauen ihre Ar-
beit niederlegen und einfach nur ge-
meinsam feiern!

Heidemarie Ambrosch ist Ange-
stellte in Wien und in verschiede-
nen feministischen Zusammen-
hängen aktiv

Von Heidemarie Ambrosch
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Pflege und Pflegebedarf waren in den letzten Wochen und Monaten The-
ma der Öffentlichkeit. Die Diskussion über die 24-Stunden-Betreuung
hat viele Unmenschlichkeiten an die Oberfläche geschwemmt. Wer sich
beispielsweise seine stationäre Pflege nicht selbst finanzieren kann, der
wird in Österreich zum Sozialhilfefall.

Pflege macht arm

Zu diesem Unglück kommt noch, dass
es Unterschied macht, in welchen Bun-
desland man pflegebedürftig ist. Sozi-
alhilfe ist Ländersache, und es gibt da-
her neun Gesetze mit den unterschied-
lichsten Bestimmungen.
Wer in Tirol pflegebedürftig ist, der
muss mehrere Hindernisse überwinden.
Da ist erst einmal die Vermögensgrenze
von 7.000 Euro, bis auf diese Summe
muss alles (Sparbuch, Auto, aber auch
Haus und Wohnung) veräußert wer-
den, erst dann springt das Land für die
nicht finanzierbaren Pflegekosten ein.
Zum Vergleich, in Wien gibt es keine
solche Vermögensgrenze und in Nie-

derösterreich und Vorarlberg wurde sie
mit Jahresbeginn abgeschafft. Wir vom
Gewerkschaftlichen Linksblock in Ti-
rol, sprechen uns gegen Vermögens-
grenzen aus. Wir verlangen eine kräfti-
ge Besteuerung von Vermögen und
Erbschaft.
Im März 2006 hat das Tiroler Grund-
sicherungsgesetz (TGSG) das Tiroler
Sozialhilfegesetz abgelöst. Der neue
Gesetzesname blendet. Es wurde auch

gens) durchführen. Die Pflicht der 750
Unterstützungsunterschriften haben wir
bereits geschafft, genauso wie die Ver-
breiterung der unterstützenden Orga-
nisationen. Jetzt befinden wir uns „im
Kürprogramm“. Wir sammeln unter-
stützt von den Grünen und der
BürgerInneninitiative „Daheim statt
Heim“ - bis Mitte Mai fleißig weiter.
Alle Unterschriften des Einleitungs-
verfahrens zählen nämlich schon fürs
eigentliche Volksbegehren. 7.500 Un-
terschriften sind dann notwendig, dass
der Landtag diese Forderung verpflich-
tet behandeln muss.

Maria Illetschko ist Pflege-
helferin und Stv. BRV bei den
Sozialen Einrichtungen der
Barmherzigen Schwestern Zams

Von Maria Illetschko

in Tirol keine echte Grundsicherung
geschaffen, sondern nur ein unsoziales
Sozialhilfegesetz mit einem klingenden
Namen bedacht. Weiterhin gibt es
Regressbestimmungen – nicht nur für
die Betroffenen, sondern auch für ihre
Eltern, Kinder und EhepartnerInnen.
Also ein vom Land gewährter – zwar
zinsenloser - Kredit mit einer Zwangs-
bürgschaft für die Angehörigen!. Ähn-
lich Unsoziales gibt es neben Tirol, nur
mehr in drei anderen Bundesländern.
Bereits im Mai 2007 haben sich GLB
und KPÖ intensiv dem Thema ange-
nommen – das Einleitungsverfahren für
das Tiroler Volksbegehren

„fairSORGEN“ gestartet. Das Volks-
begehren „fairSORGEN wendet sich
gegen die Regressbestimmungen und
verlangt die ersatzlose Streichung der
Rückzahlungs- und Kostenbeteiligungs-
verpflichtung aus dem TGSG.
750 Unterschriften, natürlich jede Ein-
zelne auf dem zuständigen Wohnsitz-
gemeindeamt unterzeichnet, sind dafür
notwendig. Danach muss das Land Ti-
rol ein Volksbegehren (das erste übri-
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Wir  sind nicht gemeint!
Wir haben eine „Muttersprache“, die, kaum erlernt genau die lehrende
Person verleugnet und diskriminiert, denn die Mutter ist eine Frau und
unsere Sprache ist sexistisch und hierarchisch. Wobei sie sich in der Hier-
archie nicht nach den Mehrheitsverhältnissen richtet, sondern nach den
gängigen Machtverhältnissen.

„Die Sprache“ an sich ist schon weib-
lich und die Mehrheit der Welt-
bevölkerung ist weiblich, dennoch un-
terhalten wir uns auf eine Art, bei der
WIR nicht vorkommen. Eine Frau
Landeshauptmann ist ein Widerspruch
in sich. Die Patienten des/der Gynäko-
logen/in ist ein Blödsinn. Es gab schon
eine Werbung, die uns eine Gruppe
fußballspielender Frauen als „Weltmei-
ster im Damenfußball“ vorgeführt hat.
Wir dürfen uns in der männlichen Form
immer mit angesprochen fühlen:
1. Da sind aber die Frauen schon auch
damit gemeint!
2. das ist eine neutrale form! (also,
Neutrum bin i a kann´s)
3. Ich bin auch eine Frau und mich stört
das gar nicht! Mich schon.
Seit das „Fräulein“ mehr und mehr un-
seren alltäglichen Sprachgebrauch ver-
lassen hat, werden junge und erwach-
sene Frauen wieder zu „Mädchen“.
Beide Ausdrücke haben gemeinsam,
dass sie sächlichen Geschlechts sind,
verniedlichen und nichts mit einer ernst-
zunehmenden Person zu tun haben.
Es heißt auch in der Psychologie so
schön, dass Frauen oft nicht gesehen
werden (über wen macht dieses State-
ment hier wohl eine Aussage? Über uns
sicher nicht!). So wurde z.B. beobach-
tet, wenn an einer Theke viele Männer
stehen, wird sich ein platzsuchender
Mann immer an einer Frau vorbei-
zwängen, weil er diesen Platz als „leer“
wahrnimmt.
Und ich denke mir, wir werden so lan-
ge nicht gesehen werden, solange wir
uns nicht mittels einer gerechten Spra-
che Gehör verschaffen. Menschen die
man nicht sieht, bzw. hört – also Frau-
en – kann man auch mit einem gerin-
geren Gehalt abspeisen! Sie wehren
sich ja doch nicht!

Wie uns „die Sprache“ sieht: Frauen-
ärztin, Frauenklinik, Frauenkrankheit,
Frauenrechtler(?), Frauenzimmer,
Frauensport, Frauenleiden. Das be-
deutet, wir sind dauernd krank, und es
gibt tatsächlich einen Unterschied zwi-
schen Sport und Frauensport und
Recht und Frauenrecht. Männer wer-
den da ganz anders gesehen: Männer-
welt, Manneskraft, mannhaft, Mann-
schaft, Mannschaftsgeist, mannshoch,
Ehrenmann. Alle diese begriffe stehen
für Aktivität, Stärke, Kompetenz,
Verlässlichkeit, sie sind durchaus posi-
tiv besetzt. Aber wir dürfen uns ja mit
angesprochen fühlen.
Sprache ist kein naturgegebenes Ereig-
nis, dem wir in seiner Unabänderlich-
keit machtlos gegenüberstehen. Spra-
che kann und muss verändert werden.

Denn all die Rechte, die unsere Vor-
streiterinnen schon erkämpft haben,
oder wir gerade erkämpfen sind uns
einmal genommen worden. Und auch
die Sprache ist ein Mittel zur Gleich-
stellung! Wir wollen keine Almosen und
kein beschönigendes Makeup, wir
wollen unseren Platz in dieser Welt.
Glücklicherweise sterben nur RauchER
früher! Wenigstens etwas!

Beatrix Todter ist diplomierte me-
dizinisch-technische Fachkraft,
GLB-Personalvertreterin im Kai-
serin-Elisabeth-Spital des KAV
und Arbeiterkammerrätin des
GLB in Wien

Von Beatrix Todter
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„Meine, deine, unsere Kinder!“
Kinderbetreuung wird nach wie vor beinahe ausschließlich Frauen zuge-
ordnet, sowohl beruflich (das Personal von der Kinderkrippe bis zum Ende
der Volksschule ist überwiegend weiblich) als auch im privaten Umfeld.
Frauen müssen sich immer noch mit der Vereinbarkeit von Beruf und
Familie auseinandersetzen. Jahrzehntealte Forderungen um das Famili-
enleben für berufstätige Mütter zu erleichtern sind ebenso wenig umge-
setzt wie gleicher Lohn für  gleiche Arbeit.
Bereits 1975 forderten die ÖGB-
Frauen mit der Familienrechtsreform
auch den Ausbau von Kinderbetreu-
ungseinrichtungen. 33 Jahre später feh-
len österreichweit  nach wie vor 49.000
Plätze, besonders schlimm ist die Lage
bei Betreuungsformen für unter drei-
jährige.
Im Steiermärkischen Landtag gab es
eine Novellierung des Kinderbetreu-
ungsgesetzes, die leider viele Wünsche
offen ließ. Ein schon im November
2005 eingebrachter KPÖ-Antrag für
den flächendeckenden Ausbau quali-
tativ hochwertiger Kinderbetreuungs-
einrichtungen fand trotz der notwendi-
gen Mehrheit keine Berücksichtigung
bei der Gesetzesänderung. Spüren
werden wir diese Ignoranz besonders
stark wieder in wenigen Wochen, wenn
sich Eltern, die ab Herbst 2008 einen
Betreuungsplatz für ihr Kind brauchen,
vormerken lassen. Aufgrund des ho-
hen Bedarfs und des zu geringen An-
gebotes werden viele Berufstätige kei-
nen Platz bekommen. Im Vorjahr gab
es z.B. in der Grazer Kinderkrippe (0-
bis 3-Jährige) in der ich angestellt bin
für 14 freie Plätze 82 (!) Vormerkun-
gen. Die Situation in den ländlichen
Regionen ist noch drastischer.
Ein weiteres Problem ist die Lage der
Beschäftigten im Kinderbetreuungs-
bereich. Wie schon erwähnt sind die
PädagogInnen und BetreuerInnen vor-
wiegend Frauen. Wie in allen Berufs-
sparten, wo Frauen dominieren, gilt
auch hier: Die Arbeit ist gesellschaft-
lich gesehen weniger wert und wird
schlechter bezahlt – Frauendominanz
drückt das Lohnniveau. Das ist für
Männer natürlich kein großer Ansporn,
obwohl wir sie gerade hier dringend

brauchen  würden.
Auch in der Ausbildung unserer
KleinkindpädagogInnen muss sich end-
lich etwas tun. Österreich befindet sich
mit der 5-jährigen Bundesbildungs-
anstalt für Kindergartenpädagogik, ei-
ner berufsbildenden Schulform, die mit
Berufsbefähigungsprüfung und Matura
abschließt, im europäischen Vergleich
auf dem untersten Niveau. Und der
Trend dahin geht, dass
KindergartenpädagogInnen nach ihrer
Ausbildung ein Studium ergreifen. Die
Frage ist, wie lange Menschen diesen
verantwortungsvollen und anstrengen-
den Beruf um dieses Gehalt noch ma-
chen werden.
Bund, Länder und Gemeinden betonen
die Wichtigkeit der Vereinbarkeit von
Familie und Beruf und der damit ver-
bundene notwendige Ausbau von
Kinderbetreuungseinrichtungen. Die
Kosten dafür werden jedoch gerne
„hin- und hergeschoben“. Wir können
aber zum Glück dabei auf einen Erfolg
verweisen: Am 15. Jänner 2008 folgte
der Landtag einstimmig unserer Initia-
tive, den Personalkostenzuschuss, den

ErhalterInnen von Kinderbetreuungs-
einrichtungen vom Land Steiermark
erhalten, in den Budgets ab 2009 zu
erhöhen.
Wenn die Gleichstellung und Gleichbe-
rechtigung von Frauen und Männern
weitergehen soll, dürfen wir nicht auf-
hören bewusst zu machen, dass Kin-
derbetreuung Frauen- und Männersa-
che ist! Die Forderungen nach
geschlechtergerechter Pädagogik in
Kinderbetreuungseinrichtungen und
Schulen sowie für den Ausbau von
Betreuungsplätzen muss damit einher-
gehen. Wir brauchen existenzsichernde
Teilzeitarbeitsmodelle für Männer und
Frauen in allen Branchen und auf allen
Ebenen. Erst wenn diese Forderungen
erfüllt sind, ist es legitim von einer Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie zu
sprechen!

Claudia Klimt-Weithaler ist
Kindergartenpädagogin und Lei-
terin einer Kinderkrippe in Graz
und seit 2005 KPÖ-Abgeordnete
im Steiermärkischen Landtag

Von Claudia Klimt-Weithaler
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70 Jahre Widerstand

Sie ist im 88. Lebensjahr: Irma Schwager, Mitfrau der  kommuni-
stischen Partei und Engagierte in der Frauenbewegung. Wenn sie
spricht, wird man mitgerissen von ihrer Überzeugung, dass wir
dann leben, wenn wir politisch Handelnde sind, dass wir uns ein-
mischen müssen, weil wir alle Verantwortung dafür tragen, wie
es um die Zivilgesellschaft steht.

Von Irma Schwager

Ich bin in Wien geboren und komme
aus einer jüdischen Familie. Meine El-
tern hatten ein Lebensmittelgeschäft,
damals nannte man das eine Greisslerei.
Ich bin zur Hauptschule gegangen und
habe danach im Geschäft meiner El-
tern mitgeholfen, so wie meine drei
Brüder auch. 1938, beim Einmarsch
der Deutschen hier, ist alles anders ge-
worden. Es war furchtbar. Meine Mut-
ter hat trotzdem bleiben wollen, sie hat
sich einfach nicht vorstellen können,
woanders noch einmal von vorne an-
zufangen. Dafür waren außerdem be-
trächtliche finanzielle Mittel notwendig.
So wie heute die Grenzen für Flücht-
linge geschlossen sind, war das auch
damals. Man konnte nicht einfach ir-
gendwo einreisen. Für England z. B.
musste einem jemand eine sogenannte
„permit“ schicken, sonst durfte man
nicht dorthin.
In der ersten Nacht nach dem Ein-
marsch sind schon Gruppen von
SAlern durch die Straßen marschiert
und haben gegrölt  „Deutschland er-
wache, Juda verrecke, ein Volk, ein
Reich, ein Führer“. Während die Mas-
sen jubelten, hat man die Juden zum
Straßenwaschen geholt, Andersden-
kende verfolgt und verhaftet Man war
wie vogelfrei, konnte sich an nieman-
den um Schutz oder Hilfe wenden.
Meine Eltern waren – wie soll ich sa-
gen – sie waren unpolitische Menschen,
sie sind weiter ihrem Tagewerk nach-
gegangen, und sie haben geglaubt, wenn
man brav ist und sich ruhig verhält, nicht
auffällt, dass man dann durchkommt.

Sie hatten Angst, ich war empört, ich
habe das nicht ausgehalten, das alles
war so demütigend, unsagbar. Die El-
tern waren froh, dass ich mich dann um
eine Stelle als Haushaltshilfe in England
beworben habe und so zu einem Vi-
sum gekommen bin und aus Österreich
weg konnte. Allerdings musste ich un-
terschreiben, nicht mehr zurückzukom-
men. Meine Eltern sind ebenso wie
meine zwei Brüder im Holocaust um-
gekommen.
Im Mai bin ich mit dem großen
Flüchtlingsstrom nach Südfrankreich
gelangt, dort bin ich dann interniert
worden. Im Lager hatte ich erstmals
Kontakt zu organisierten Kommuni-
stinnen und Kommunisten, zuerst, weil
mir ihre Solidarität so gefallen hat und
die Menschen so freundschaftlich wa-
ren. Langsam habe ich über diesen
Kontakt erkannt, dass es eine Mög-
lichkeit gibt, sich zu wehren. So bekam
ich Anschluss an den organisierten Wi-
derstand.
Die Widerstandsbewegung in Frank-
reich war sehr breit, Bürgerliche, Ka-
tholiken, Kommunisten, Gaullisten -
eine große Bewegung. Ein katholischer
Pfarrer, der für die Résistance
Francaise aktiv war, hat uns geholfen,
aus dem Lager herauszukommen, und
gemeinsam mit meinem Mann Zalel bin
ich illegal über die Grenze in den be-
setzten Teil Frankreichs gegangen, um
etwas gegen die faschistische Beset-
zung und den Krieg tun zu können - so
kamen wir nach Paris. Für uns
ÖsterreicherInnen gab es in der Rési-

stance eine spezielle Arbeit - es ging
um die Herstellung eines Kontakts zu
deutschen Besatzungssoldaten - die
sogenannte „travail allemande“.
Es ging um Aufklärung, um Überzeu-
gung. Diese jungen Soldaten waren in-
doktriniert von der Nazipropaganda, es
gab ja keine demokratischen Zeitun-
gen, ausländisches Radio zu hören war
streng verboten. Damals gab es den
„Völkischen Beobachter“ und andere
gleich geschaltete Blätter, es hieß, die
Parlamente seien Quatschbuden, es
braucht eine neue Ordnung in Europa.
Die Nazipropaganda mobilisierte mit
einer maßlosen Hetzkampagne gegen
die „bolschewistische Gefahr“ und die
„jüdische....“. Das glaubten ja auch vie-
le.
Wir haben Flugblätter und eine kleine
illegale Zeitung herausgegeben, den
„Soldaten im Westen“. Sie ist überall
verteilt worden, in Kinos, an Bäumen
angeheftet. Wir Mädchen hatten die
Aufgabe, einen persönlichen Kontakt
zu den Soldaten herzustellen, man
nannte das die „Mädelarbeit“.
Organisiert wurde das über Funktio-
näre der Kommunistischen Partei. Man
hat mich eingeschult, genau instruiert.
Nicht beim ersten Treffen schon Flug-
blätter herzugeben, geduldig zuhören,
nicht die eigene politische Überzeugung
kundtun. Zuerst dachte ich, das sei
übertrieben, aber es hat sich heraus-
gestellt, dass das notwendig war, man
muss erst lernen, auf provokative Re-
den nicht zu reagieren, nicht zu wider-
sprechen. Wenn es gelungen ist, eine
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Vertrauensebene herzustellen, konnte
man in diesen Gesprächen viel erfah-
ren, privates, aktuelles über die Situa-
tion der Soldaten in den Kasernen. Wir
mussten einzeln arbeiten, kein Soldat
hätte irgendetwas im Beisein anderer
erzählt, alle hatten furchtbare Angst vor
Denunziation.
Die Gespräche haben, wenn man ge-
duldig genug war, letztendlich viel
Nachdenklichkeit unter den Soldaten
ausgelöst. So konnten dann die Flug-
blätter verteilt und Überzeugungsarbeit
geleistet werden. Anfangs war es noch
schwieriger, zu stark war damals der
Mythos der Unbesiegbarkeit der deut-
schen Armee, aber nach Stalingrad war
er weitgehend zerstört, und unter den
Soldaten hat sich eine Friedens-
sehnsucht entwickelt. In einem be-
stimmten Stadium der Bekanntschaft
war es dann auch möglich, über die ver-
heerenden Folgen des Krieges und die
Existenz der Konzentrationslager zu
sprechen.
Die „travail allemand“, diese Soldaten-
arbeit war nicht ungefährlich. Von den
acht Frauen, mit denen ich gemeinsam
gearbeitet habe, sind vier verhaftet wor-
den, eine von uns, die Trude Blaukopf,
ist hingerichtet worden, verhaftet durch
die Gestapo, die ein Soldat zum Ren-
dezvous mitgebracht hatte. Die drei
anderen, Gerti Schindel, Lisa Gavritsch
und Wilma Steindling, sind nach Ausch-
witz und Ravensbrück gekommen und
haben überlebt. Man hat geglaubt, wir
seien eine riesige Organisation in Pa-
ris, weil überall unsere Flugblätter auf-
getaucht sind - Tatsache ist, wir waren
gerade zwei Handvoll!
Was auch niemals erwähnt wird: eine
Gruppe von uns Österreichern hat sich
1943 gemeldet als sogenannte Fremd-
arbeiter, um zurückzukehren und in
Österreich Widerstand zu leisten. Ich
hatte mich ebenfalls dazu gemeldet, wir
wollten, dass dieser Krieg endlich auf-
hört. Kurz vor meiner Abreise aber sind
in Wien alle (bis auf einen) denunziert
und verhaftet worden, die in der Or-
ganisation tätig waren.
Nach der Befreiung Österreichs war es

weiter notwendig Widerstand zu lei-
sten, gegen die Mächtigen in Wirtschaft,
Politik und Kultur - und ist es bis heute
noch, auch wenn das natürlich nicht
mehr unter lebensbedrohenden Verhält-
nissen und legal geschieht.
Meine Erfahrung im Verlaufe dieser lan-
gen Zeit, nach dem Krieg bis zum heuti-
gen Tag, als ich vor allem in der Frau-
en- und Friedensbewegung aktiv war,
ist, dass man nicht aufgeben darf, auch
dann nicht, wenn es noch so aussichts-
los erscheint. Es hat beispielsweise
Jahrzehnte gedauert, bis in Österreich
die Fristenlösung im Kampf gegen den
Paragraph 144, der Generationen von
Frauen ins Unglück gestürzt hat, durch-
gesetzt werden konnte. Ebenso das
Ehe- und Familienrecht, das aus dem
Jahr 1811 stammte, und dessen Reform
erst Mitte der 70er Jahre gelungen ist.

Die ganze Geschichte zeigt, dass alle
Fortschritte nur erreicht werden konn-
ten durch einen beharrlichen Wider-
stand gegen Unrecht, gegen veraltete
Strukturen und Vorurteile.
Wir dürfen nicht aufhören, uns zu be-
mühen, für die Zusammenarbeit zu wir-
ken, für gemeinsame Interessen - auch
wenn Meinungsverschiedenheiten noch
so schwierig zu überwinden sind, denn
durchsetzen kann sich nur eine starke
Bewegung.

Auszug aus einem Interview von Clau-
dia Dietl mit Irma Schwager
www.volksstimmen.at
8.5.2005
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Von Rosalia Krenn

Söldnerinnen des Patriarchats
Die Friedensforscherin Astrid Albr echt-Heide formulierte, dass die mili-
tärischen Rollenangebote an Frauen zunächst an die weiblichen Stereo-
type anknüpfen: als Mütter, Ehefrauen und Partnerinnen von Soldaten
sind sie Produzentinnen und Reproduzentinnen militärischer Arbeitskraft,
als den vom Krieg heimkehrenden Soldaten Zujubelnde Gewalt-Claque-
rinnen, als zivile Mitarbeiterinnen der Militärs Gewalt-Assistentinnen.

Auf der dritten Beziehungsebene wird
über die Mitarbeit an der Rüstungsin-
dustrie, eingeholt über Verteidigungs-
auftrag und Sicherheitskonzept aus
Assistenz Gewalttäterinnenschaft.
Frauen und Kinder dienen als ideolo-
gisches Verteidigungsmotiv, als Solda-
tinnen dienen Frauen der Aufrechter-
haltung männlich strukturierter Herr-
schaftsstrukturen.
Mit absoluter Deutlichkeit verweist der
nach wie vor gültige UNO-Bericht,
nach dem Frauen weltweit zwei Drittel
der gesamten Arbeit leisten, ein Zehn-
tel des Einkommens beziehen und ein
Hundertstel des Weltvermögens besit-
zen auf das globale Ausmaß einer Ge-
sellschaft, die auf der Ausbeutung von
Frauen, auf ihrer schlecht und unbe-
zahlten Arbeit beruht.

Ohne Frauen keine neoliberale
Globalisierung

Eine Voraussetzung für die Durchset-
zung einer globalen neoliberalen Wirt-
schaftspolitik, die verantwortlich zeich-
net für einen dramatischen Anstieg der
Ungleichheit liegt in der Aufrechterhal-
tung der Ausbeutung und Unterdrük-
kung von Frauen. Wir sind weltweit mit
der Feminisierung von Armut konfron-
tiert. Die Frauen sind die optimalen Ar-
beitskräfte für das globalisierte Kapi-
tal.
In Europa erfahren Frauen zusehends
die negativen Folgen der neoliberalen
Wirtschaftspolitik: Abbau des Sozial-
staates, höhere Frauenarbeitslosigkeit,
Rücknahme der eigenständigen Exi-
stenzsicherung. Diese Entwicklung ist
im Zusammenhang mit der Ausbeutung

der Frauen in den Ländern des Südens
zu sehen. Frauen werden dem interna-
tionalen Kapital überall dort angebo-
ten, wo die billigsten, gefügigsten und
gehorsamsten Arbeitskräfte gesucht
werden, für die Industrien mit hoher
Arbeitsintensität, etwa die Spielzeug-
oder Textilindustrie. Legitimiert wird die
Unterdrückung von Frauen auf der
Ebene der kulturellen Gewalt.

Der Krieg ist männlich

Der Krieg ist systemimmanenter Be-
standteil einer ökonomischen Existenz-
weise, die auf Ausbeutung, Kapital-
akkumulation, Eroberung und Unter-
werfung basiert. Ohne Krieg  ist ein auf
Raub und Reichtumsanhäufung aufge-
bautes ökonomisches System auch in
seiner heutigen globalen neoliberalen
Ausprägung nicht durchsetzbar. Der
Krieg ist der Vater aller Dinge. Dies
bezeichnet das Prinzip des Männlichen
bis heute. Die Entstehungsgeschichte
des Krieges ist im Kontext der kultu-
rellen Konstruktion des Männlichen als
kriegerischen Helden zu sehen. Die
Konstruktion des Weiblichen stellt eine
Bedrohung für das Prinzip einer Männ-
lichkeit dar, das sich der Aggression und
Gewalt bedient, um ein Machtverhält-
nis aufzubauen und aufrechtzuerhalten.

Die Armee: das Mittel des Krieges

Klaus Theweleit hat die Entstehung des
soldatischen Körperpanzers anhand
der Freikorpsliteratur der Zwischen-
kriegszeit und im Rahmen der
Faschismusgenese beschrieben. Aske-
se, Schmerz und schließlich Kampf

werden unter enormen Druck einer
psychologisch ausgeklügelten Dressur
als Lusterleben gesetzt, da Schmerz
das einzig zugelassene Lebens-Lust-
Gefühl darstellt, ein brüchiges und
fragmentierendes Ich schafft, das sich
im Krieg bzw. Kampf als Ganzheit zu-
sammensetzt, im Zerstören als
Existenzweise nur empfinden kann,
wobei sich der einzelne Soldat als Teil
einer Ganzheitsmaschine, repräsentiert
durch die Truppe wahrnimmt.
Selbstzeugung und Selbstgeburt einer
formierten Männlichkeitsorganisation,
der Körperpanzer dient dem Schutz
vor der Frau, ist gegen den Körper
bzw. gegen die Körperlichkeit der Frau
gerichtet, die als Entgrenzung gesetzt
ist, somit gegen die Wunschproduktion
des eigenen Unbewussten: „Der ‘Neue
Mensch’, gezeugt aus dem vom Drill
organisierten Kampf des alten Men-
schen gegen sich selbst, ist lediglich der
Maschine verpflichtet, die ihn geboren
hat. Er ist eine wirkliche Zeugung der
Drillmaschine, gezeugt ohne Zuhilfe-
nahme der Frau, ohne Eltern. Bezie-
hungen, hat er zu anderen Exemplaren
des neuen Menschen, mit denen er sich
zusammenfügen läßt zur Makro-
maschine Truppe.“ (Theweleit,
Männerphantasien)

Krieg tritt Frauenrecht mit Füßen

In den Diskussionen um Gewalt gegen
Frauen im Krieg spiegeln sich Dimen-
sionen männlicher Selbstaufwertung,
Frauenverachtung, biologistische
Grundannahmen und machtpolitisches
Kalkül wieder, sie zeigen das Verhält-
nis des Stellenwertes der körperlichen
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Armut abschaffen statt Arme verbieten

In Graz gibt es schon eine, in Wien soll sie im Frühjahr im Gemeinderat
beschlossen werden,eine Bettlerverordnung.

 Der SPÖ in der Bundeshauptstadt
gehe es dabei vor allem um rumänische
und bulgarische BettlerInnen, die mit
Kindern bei U-Bahnstationen sitzen
oder knien.
Keine Frage, dass das keine Beschäf-
tigung mit oder gar von Kindern ist!
Aber was bewirkt ein solches Verbot
für das Strafen bis zu 700 Euro oder
eine Woche Ersatzfreiheitsstrafe dro-
hen? Jene, die’s erwischt, werden noch
weiter ins Elend gerissen. Soweit die-
se Aktivitäten aber unter Zwang und
von illegalen Organisationen kontrolliert
geschehen, gibt es ausreichende gesetz-
liche Grundlagen, um dagegen vorzu-
gehen. Das würde allerdings verlangen
polizeiliche Ermittlungen anzustellen
und nicht die sichtbaren Opfer, näm-
lich die Frauen mit den Kindern einzu-
sammeln und zu bestrafen.
So ein Herangehen kommt aber schon

deshalb nicht in Frage, weil sich die of-
fizielle Politik weder mit den Ursachen
noch den Möglichkeiten zur Abschaf-
fung von Armut – und schon gar nicht
in einem weiter entfernten europäischen
Eck – beschäftigen möchte.
Zu diesem Schluss kommt auch eine
Untersuchung der Armutskonferenz, für
die 120 Non-Profit-Organisationen,
die mit armen Menschen arbeiten, be-
fragt wurden. Es zeigt sich zum einen,
dass die geltenden Bestimmungen,
welche die ärgste Not mildern sollen,
in vielen Gemeinden und Bezirken
nicht, bzw. mit „groben und rechtswid-
rigen Mängeln“ vollzogen werden. Der
Zugang zur Sozialhilfe ist nach wie vor
demütigend, stigmatisierend und reicht
sehr oft nicht aus, um die aller-
notwendigsten  Ausgaben zu decken.
Die im rot-schwarzen Regierungsab-
kommen angekündigte und erst kürz-

lich zwischen Sozialminister Buchinger
und Landes-SozialreferentInnen ver-
handelte Mindestsicherung soll daran
bekanntlich auch nichts ändern. Sie
wird ja nicht im Sinne eines Grundein-
kommens und des Menschenrechts auf
ein Minimum an sozialer Absicherung
diskutiert, sondern als Möglichkeit fi-
nanzielle Unterstützungen „effizienter“,
„flexibler“ und für die Staatskassen
kostengünstiger zu „gewähren“, wie
das schöne Wort mit dem monarchi-
schen Klang auch heute noch heißt.

Claudia Krieglsteiner ist Sozial-
arbeiterin in Wien.

Von Claudia Krieglsteiner

Unversehrtheit der Frauen zu den po-
litischen Kategorien moralischer Über-
legenheit, gesellschaftlicher Orientie-
rung, Schuldfrage und Verbündeten-
politik. Sexualisierte Gewalt als krie-
gerisches Mittel dient mehreren Zielen:
1. Frauenfeindlichkeit und Frauenhass
haben ihre Basis in Zeiten negativen
Friedens;
2. Bestätigung der im Militär gestärk-
ten Vorstellung von Männlichkeit: über
die integralen Bestandteile der
Männlichkeitsvorstellungen von Macht,
Gewaltmonopol, Herrschaft, Erotik
und Heterosexualität wird Gewalt und
Erotik miteinander verknüpft;
3. Belohnung für die Soldaten;
4. Hebung der Kampfmoral der eige-
nen Truppen;
5. Aufbau bzw. Wiederherstellung
männlichen Selbstbewusstseins: das
männliche Selbstbewusstsein baut sich
an der Erniedrigung und Demütigung
der Frau auf;
6. Beitrag zur Zerstörung der gegneri-

schen Kultur: systematische Vergewal-
tigung bezeichnet den weiblichen Kör-
per als Projektion des ‚Volkskörpers’,
seine sexuelle Besetzung ist Symbol für
die militärische Niederlage, die Enteh-
rung der Frau wird zur symbolischen
Kastration der Männer, zum Symbol
der Zugehörigkeit zu einer nicht schutz-
fähigen Gemeinschaft, wodurch
Frauenkörper zu Orten des Austau-
sches männlicher Botschaften werden.
7. Instrumentalisierung der Frau zum
Zweck der Greuelberichterstattung;
8. gezielte Demütigung, Entehrung und
Schwächung des Gegners: der Besitz
des weiblichen Körpers dient als Me-
tapher für die Eroberung von Land;
Auf Grund ihrer systemimmanenten
Struktur können Frauen in keiner Ar-
mee als integriert bezeichnet werden.
Die Zulassung von Frauen zum öster-
reichischen Bundesheer ist den quanti-
tativen wie qualitativen Rekrutierungs-
schwierigkeiten, dem Aufbau der hö-
heren Legitimation für Berufsarmee, der

Militarisierung im Rahmen  der EU und
im Zusammenhang damit den umstrit-
tenen Auslandseinsätzen, geschuldet.
Frauenbefreiung braucht Solidarität
Kriege werden nicht für die Ziele der
Frauenbefreiung geführt. Kriege forcie-
ren Gewalt gegen Frauen. Wir sind
weltweit mit einem System der Unter-
drückung und Verarmung der Mehrheit
der Menschen konfrontiert. „Wenn die
Männer den Fahneneid verweigern, die
Frauen es als ihre Pflicht erachten, sich
dem Kriege zu entziehen – dann ist die-
ser unmöglich gemacht und dem blu-
tigsten Ungeheuer in der Geschichte
der menschlichen Unvernunft endgül-
tig der Garaus bereitet.“ (Olga Misar
in: Krieg ist der Mord auf Komman-
do, Hg. Beatrix Müller-Kampel, 2005)

Rosalia Krenn ist Sozialarbeiterin
und Betriebsrätin bei der Lebens-
hilfe in Salzburg und Aktivistin der
ARGE Wehrdienstverweigerung
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EM-Euphorie oder Hysterie –
und wo bleiben die Frauen ?
...welche Rolle Frauen bei der EM einnehmen sollen, veranschaulicht
eindrucksvoll ein Werbespot, in welchem sich Männer über weibliche
Fans aus ganz Europa und Frauen über knackige Spieler unterhalten.
Als Cheerleader und Volunteers, also gratis arbeitende Menschen, sind
Frauen vermutlich auch gerne gesehen. Auch auf den Rängen im Stadion
sollen sie ihre männlichen Idole bewundern können.

Von Oliver Jonischkeit

Weniger gefragt sind sie allerdings auf
dem Rasen – obwohl das Ziel, egal
ob Männer oder Frauen spielen, ei-
gentlich das gleiche ist: der Ball muss
ins Tor… Fußball ist nach wie vor eine
Männerdomäne. Angefangen bei den
alten Herren in den Verbänden bis hin
zur öffentlichen Wahrnehmung. Da fin-
det, jedenfalls in Europa – etwas bes-
ser ist es in den USA und v.a. in Asien
– Frauenfußball bestenfalls am Rande
statt. Auch das Interesse der Medien
hält sich hier sehr in Grenzen.
Nicht besser ist die Situation bei einer
angeblich typischen Männersportart –
dem Eishockey. Dabei ist auch hier das
Ziel das gleiche, egal welches Ge-
schlecht spielt: der Puck muss ins
Tor… Nach wie vor scheinen Eishok-
key spielende Mädchen und Frauen
dem Österreichische Eishockey-
verband – mit wenigen Ausnahmen –
nicht ganz geheuer zu sein. Trotz der
bisherigen Erfolge. Das österreichische
Fraueneishockey-Nationalteam
schaffte bei der erstmaligen Teilnah-
me an einer WM (Division III in
Maribor) den sofortigen Aufstieg in die
Division II (3. Leistungsgruppe), er-
reichte den Klassenerhalt und kam bei
der letztjährigen WM in Pyongyang
bereits auf den 4. Platz.
Während es beim männlichen Nach-
wuchs des Nationalteams neben
Fahrtkostenersatz teilweise sogar ein
Taschengeld bei Trainingslagern gibt,
müssen die Spielerinnen des österrei-
chischen Nationalteams für ihre Teil-
nahme zahlen – zehn Euro „Unkosten-
beitrag“ pro Tag, bei Einberufungen ins
U18-Nationalteam stand auch schon
„Schlafsack mitnehmen“ in der Einla-

dung. Das nur als Beispiel für die „Wert-
schätzung“ des Eishockeyverbandes
den spielenden Mädchen und Frauen
gegenüber. Frauenförderung des Bun-
des kassiert auch der Eishockey-
verband gerne – diese ist aber eigent-
lich als zusätzliche Unterstützung und
nicht als Ersatz für eigene Initiativen ge-
dacht.
Zurück zur Fußball-EM der Männer.
Diese soll ein Happening, ein großes
Geschäft werden – Fans sind dabei eher
nicht gefragt. Die Eintrittskarten,
großteils an Sponsoren, VIPs und
Funktionäre vergeben, können sich nor-
male Fans ohnehin kaum leisten. Zudem
wird bereits diskutiert, angeblich
„gewaltbereite“ Fans vorher „vorbeu-
gend“ in Gewahrsam zu nehmen, Plat-

ter denkt auch über den Einsatz des
Bundesheeres nach. Die EM bietet der
Justiz also Gelegenheit, den
„Sicherheits“- und Überwachungs-
apparat auszubauen, mit Beugehaft –
„verpflichtende Schulung“ genannt –
und weiterer Maßnahmen den
„Rechtsstaat“ weiter auszuhöhlen.
Derweil sollen, vorher penibel kontrol-
lierte Event-Fans, ihren Spaß beim so-
genannten „Public Viewing“ bei teilwei-
sem Eintritt und überhöhten Preisen ha-
ben. In Wien soll es vom Leichtbier bis
Maki alles geben, was die Event-Fans
so brauchen.

Oliver Jonischkeit ist Bundes-
sekretär des GLB und Eishockey-
Fan
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Praktische Erfahrungen
von AMS-Versicherten
Wer arbeitslos wird und den bitteren Weg zum AMS antreten muß, be-
kommt nicht wirklich den Eindruck, dort als MiteigentümerIn – nämlich
als Versicherte/r – willkommen zu sein. Gut bewacht sind manche Service-
stellen des AMS immerhin – nämlich durch grimmig blickende Wachmän-
ner privater Sicherheitsfirmen.

aufliegen. Immerhin stehen auch drei
Computer zur Stellensuche zur Verfü-
gung. Anschließend folgt eine Pause –
und dann gibt´s so richtig Programm.
Als Beispiel, dass auch ältere Leute
noch einen Job finden, sah Sabine da-
bei bereits 2 x den Film „Buena Vista
Social Club“ auf spanisch.
Eine weitere Einrichtung des AMS
lernte Sabine in der Geiselbergstraße
kennen – dort siebt das AMS
BewerberInnen für Firmen aus, die mit
dem AMS zusammenarbeiten. Sabine
wunderte sich, fand sie doch um neun
Uhr keinen offenen Eingang. Schließ-
lich trommelte sie gegen ein Fenster –
es stellte sich heraus, dass vergessen
wurde, die Türe aufzusperren. Die
Hoffnung auf einen Job hat sich für
Sabine nicht erfüllt und so lernte sie eine
weitere Firma im Umfeld des AMS
kennen – nämlich „Contex“, die per-
sönliches Coaching betreiben. Einmal
monatlich am Mittwoch wird sie nun
„gecoacht“ – der Beginn besteht aus
dem gemeinsamen Studium der Inse-
rate in der letzten Samstagszeitung (!);
überraschend: bis jetzt waren alle Stel-
len, bei denen sie sich dank „Contex“
bewerben sollte, schon vergeben.
Auch ein Bewerbungstraining mit Vi-
deo hat Sabine hinter sich – am erfolg-
reichsten schnitt dort ein Kollege aus
Vietnam ab, der auf jede Frage immer
mit „ja“ antwortete. So etwas gefällt
halt dem AMS.
Da Sabine so fleißig an den Kursen
teilnimmt, bekommt sie pro Tag als
Anteil an ihren zusätzlichen Fahrtko-

sten immerhin Euro 1,02. Das reicht
zwar nicht für die notwendigen Fahr-
scheine – aber gehen soll ja sehr ge-
sund sein. Auch Sabines Versuch, sich
für einen Job im AMS zu bewerben
scheiterte, immerhin schaffte sie es nach
erfolgreich bestandenem IQ-Test bis ins
Assesementcenter, im Anschluss an
dort stattfindende Rollenspiele bekam
sie ohne Begründung die kurze Nach-
richt „leider nicht“.
Sabine hat die ersten Kurse am WIFI
bereits erfolgreich abgeschlossen und
wird dort mit dem Rest ihres Erbes
auch die letzten erforderlichen besu-
chen, beim AMS hat sie den Eindruck,
dass Arbeitslosigkeit dort v.a. verwal-
tet wird – und Arbeitslose in sehr zwei-
felhafte Kurse gesteckt werden, die v.a.
den Kursbetreibern, aber weniger den
Arbeitslosen etwas bringen. Den Ein-
druck, als Miteigentümerin oder we-
nigstens als Kundin behandelt zu wer-
den, hatte sie ohnehin nie…

N.N. ist „Kunde“ des AMS, der
Erfahrungsbericht erscheint ohne
Namensnennung, um unliebsame
Scherereien zu vermeiden

Arbeitslosigkeit wird vom AMS mit teil-
weise schrägen Methoden, zu denen
wir gleich kommen, eher verwaltet und
tatsächlich sinnvolle Maßnahmen da-
für nicht unterstützt. Beispiel gefällig?
Eine Frau, die nicht genannt werden
will, um keine Schwierigkeiten mit dem
AMS zu bekommen – nennen wir sie
einfach Sabine – hat jahrelang als An-
gestellte in der Buchhaltung einer klei-
nen Firma gearbeitet, bis diese aufge-
löst wurde. Nach Erledigung der For-
malitäten beim AMS schlug sie dort
ihrem Berater vor, spezielle Kurse zur
Finanzbuchhalterin beim WIFI machen
zu wollen, da sie sich so weiter-
qualifizieren und entsprechend eher ei-
nen passenden Job finden könne. Ge-
fördert wird dieser Kurs vom AMS
natürlich nicht, unter anderem mit der
Begründung, dass er nicht tagsüber
stattfindet. So kann Sabine den Kurs
nun aus eigener Tasche bezahlen und
dafür ein kleines Erbe, welches sie ein-
mal bekommen hat, einsetzen…
Da der für sie beruflich sinnvolle Kurs
zwar nicht unterstützt wird, jede/r Ar-
beitslose aber mindestens einmal pro
Jahr zu einem AMS-geförderten Kurs
eingeteilt werden muß (und aus der Sta-
tistik verschwindet – ansonsten be-
kommt der AMS-Beschäftigte Ärger),
lernt Sabine nun die förderungs-
würdigen Kurse kennen.
Beispielsweise beim AMS-Partner „die
Berater“: der erste Teil des Kurstages
beginnt für alle mit dem Studium der
Inserate einiger Zeitungen und der
AMS-Liste mit den offenen Stellen, die
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Soziale Effizienz
Von Thomas Erlach

Der Sozialbereich ist von der Ökonomisierungswelle voll erfasst wor-
den. Unser soziales Netz wird in einen Markt verwandelt, an dem sich
Firmen bereichern können. Um dies umsetzen zu können, nehmen die
Landesregierungen die Gestaltungsmacht der Angebote an sich. Zurzeit
erleben wir eine Vereinheitlichung der Angebote, über alle Organisatio-
nen hinweg, auf niedrigstem Niveau, und unter der großen Prämisse:
„Hauptsache es ist billiger“.

Seit Jahren sind die Budgets der Sozial-
vereine gedeckelt. Jährlich wird von
den Landesregierungen gefordert, die-
selbe Leistung, mit weniger Ressour-
cen zu erbringen. Effizienzsteigerung ist
das Zauberwort. Dadurch soll es an-
geblich möglich sein, immer mehr Lei-
stung mit immer weniger Mitteln zu er-
zielen. Die Effizienzidee kommt ja aus
der industriellen Produktion. Was heißt
dieses Prinzip aber, wenn es auf den
Sozialbereich umgelegt wird? Nehmen
wir als erstes Beispiel eine Maschine
die Schrauben produziert.
Hier bedeutet Effizienzsteigerung zuerst
einmal die Produktionsgeschwindigkeit
zu erhöhen. Dadurch bekomme ich
mehr Schrauben. Aber die Geschwin-
digkeit ist nicht das einzige wichtige
Kriterium. Eine Erhöhung der Ge-
schwindigkeit, bedeutet immer auch
mehr Ausschuss. Das heißt, es gibt eine
zunehmende Anzahl von Schrauben,
die fehlerhaft sind. Aber auch die Ab-
nützung der Maschinen steigt mit zu-
nehmender Geschwindigkeit. Eine
Effizienzsteigerung in der Produktion
wird immer auch in der Relation zum
Zeitwert der Maschinen und zum Preis
der Reparaturen gesetzt. Für eine se-
riöse Effizienzrechnung ist die Berück-
sichtigung des Wertes der Produktions-
mittel unerlässlich.
Was bedeutet das für den Sozialbe-
reich. Von Jahr zu Jahr wird mehr Tem-
po verlangt. Immer mehr KlientInnen
müssen in immer kürzerer Zeit durch

ben, die weggeworfen werden, sondern
menschliche Existenzen. Der Druck die
von der Landesregierung vorgegebe-
nen Zahlen zu erreichen, wird immer
größer. Es wird den MitarbeiterInnen
klar gemacht, dass die rausfliegen, die
nicht die geforderten Zahlen erreichen.
Die Geschwindigkeit ist enorm erhöht
worden, doch wie sieht es hier mit dem
Maschinenverschleiß aus? Immer mehr
MitarbeiterInnen im psychosozialen
Bereich klappen unter dem großen
Druck zusammen. Die Zahl der Lang-
zeitkrankenstände hat sich in den letz-
ten Jahren vervielfacht. Eine betreffen-
de Studie in Österreich fehlt zwar noch,
aber in Deutschland, wo die Situation
ähnlich ist, hat sich herausgestellt, dass
bei allgemein steigenden
Krankenstandstagen pro MitarbeiterIn,
diese im Sozialbereich doppelt so hoch
sind wie in allen anderen Branchen.
Wie weit soll denn die Effizienz noch
getrieben werden, Angesicht immer
größerer Ausfälle bei den Produktions-
mitteln. Wir reden hier aber von Men-
schen. Von Menschen, deren weiteres
Leben aufgrund dauerhafter gesund-
heitlicher Schäden beeinträchtigt blei-
ben wird. Wo ist hier die gesetzlich
verankerte Fürsorgepflicht des Arbeit-
gebers? Gerade MitarbeiterInnen im
Sozialbereich, die anstrengende emo-
tionale Arbeit leisten müssten beson-

Der Begriff der doppelten Ausbeutung
beschreibt hier einen Machtmissbrauch
von Seiten der Arbeitgeber sowie auch
der Landesregierung. Wenn diese
Effizienzmodelle im Sozialbereich tat-
sächlich jemals seriös errechnet wur-
den, dann sollten Arbeitgeber und Lan-
desregierung aber auch den Wert ei-
nes Menschenlebens bekanntgeben.
Ansonsten bleibt nur noch die Frage
offen, wie lange wir uns solche Arbeits-
bedingungen noch bieten lassen wol-
len.

Thomas Erlach ist Sozialarbeiter
und Stv. BRV von EXIT-sozial
Linz
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die Einrichtungen geschleust werden.
Wenn im Sozialbereich Ausschuss pro-
duziert wird, dann sind es nicht Schrau

ders geschützt werden. Wenn die
MitarbeiterInnen Menschen in psychi-
schen Ausnahmesituationen begleiten
und dabei selber unter zunehmendem
Existenzdruck leiden werden hier dop-
pelt ausgebeutet.
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Frauen rufen zu
weltweiter Aktion auf

Weltweit sind Frauen die große Mehrheit der Beschäftigten im
Gesundheitssektor. Gemeinsam haben sie in fast allen Ländern den Druck
auf ihre berufliche und soziale Situation. Gemeinsam haben sie, dass es
in fast allen Ländern an Gesundheitspersonal mangelt. Gemeinsam ha-
ben sie auch die Ursachen für diese Probleme, wurde unlängst beim Wie-
ner Weltkongress der Gewerkschaften im Sektor öffentlicher Dienstlei-
stungen (IÖD) sehr anschaulich dargestellt und die Lösungsmöglichkei-
ten diskutiert.

Die Erfahrungen der österreichischen
Kolleginnen im Gesundheitswesen dek-
ken sich weitgehend mit dem, was aus
anderen Industrieländern oder aus den
Entwicklungsländern berichtet wurde.
Als Anhaltspunkt soll hier der
Entschließungsantrag der kanadischen
Union of Public and General
Employees dienen – es ist unmöglich,
der Fülle an Berichten und Beiträgen
Rechnung zu tragen, denn hunderte
Frauen der 1500 Delegierten aus aller
Welt hatten sich im Plenum, in Arbeits-
gruppen und Einzelforen zum Wort ge-
meldet.
Unzulängliche Finanzierung des Ge-
sundheitswesens in vielen Industriestaa-
ten, Privatisierung, Umstrukturierungen,
niedrige Entlohnung, starke Arbeitsbe-
lastung, Gewalt und Diskriminierung am
Arbeitsplatz lassen viele Frauen ihren
Beruf aufgeben. Andererseits führen
noch schlechtere Bedingungen in Ent-
wicklungsländern immer mehr Frauen
zu Auswanderung – begünstigt durch
massive Kampagnen zur Anwerbung in
die vom Personalschwund betroffenen
Industrieländer. Das führt zur Rekru-
tierung von „Billigarbeitskräften“, an-
dererseits aber zur Schwächung des
Gesundheitssystems in den Herkunfts-
ländern.

Demokratisch ausgebeutet

Die kanadischen Kolleginnen vermer-

ken, „dass ein großer Teil der zugewan-
derten medizinischen Arbeitskräfte in
den Gastländern der Gefahr des Miss-
brauchs und der Ausbeutung ausgesetzt
sind, weil sie keine Bürgerrechte ge-
nießen.“ Erschreckend „die Flut der
Beschwerden der Wander-
arbeitnehmerinnen in den Gastländern,
über missbräuchliche Arbeitsbedingun-
gen, niedrige Löhne …, geschlechts-
spezifische Gewalt, Einschränkung ih-
rer Bewegungsfreiheit …“ Wohlge-
merkt: Eine Aufzählung aus sich demo-
kratisch nennenden Industriestaaten!
Wie viel ärger wüten deren Konzerne
und Banken in den Entwicklungslän-
dern…
Die kanadischen Kolleginnen schlagen
vor, was dagegen zu tun sein könnte.
Die schlechte Nachricht: Warum wird
all das nicht schon längst getan, die
Probleme sind seit Jahrzehnten bekannt.
Es gibt internationale Konventionen
(von vielen Staaten noch nicht ratifiziert,
wofür die Gewerkschaften „bei ihren
Regierungen Lobbytätigkeit“ unterneh-
men sollten), verschiedene Überein-
kommen der IAO, ja sogar der UNO.
Die gute Nachricht: Der Kongress
macht Druck, dass sich alle IÖD-Ge-
werkschaften für die Kampagne „In-
ternationale Migration und weibliche
Beschäftigung im Gesundheitssektor“
engagieren. Es sollten sich auch alle
Gewerkschaften an ihre Regierungen
wenden, den Leitfaden der Weltge-

sundheitsorganisation für die ethische
Anwerbung von Beschäftigten im
Gesundheitssektor anzunehmen. Es
folgt die Verpflichtung, „weiterhin die
Forderung nach vermehrten Ausgaben
für hochwertige öffentliche Gesund-
heitsdienste zu stellen und sich in der
ganzen Welt für … Humanressourcen
im nationalen Gesundheitswesen einzu-
setzen.“

Keine Privatisierungen

Die Betonung muss auf „öffentlich“ ge-
legt werden. Das war auch der durch-
gängige Faden im IÖD-Kongress.
Keine Privatisierung: Kein Geschäft mit
der Gesundheit und den anderen öf-
fentlichen Dienstleistungen. Finanzielle
Sicherung des Gesundheitssystems ein-
schließlich der Altenbetreuung. Dazu
gehören auch Schritte zur Umverteilung
der Erträge aus der Wertschöpfung.
Eigentlich finden wir all das beim Blät-
tern in Protokollen von heimischen
Gewerkschaftstagen und –kongressen.
Also was hindert unsere
Gewerkschaftsführungen noch an der
Mobilisierung zur Aktion?

Hubert Schmiedbauer ist Journa-
list in Wien

Von Hubert Schmiedbauer
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Arbeitsrecht–Tipp:
Urlaubsanspruch

Von Siegfried Pötscher

DienstnehmerInnen (das gilt auch für
Teilzeit- oder geringfügig Beschäftigte)
mit bis zu 25 Dienstjahren haben An-
spruch auf fünf Wochen (30 Werktage
inklusive Samstag), ab dem 26. Dienst-
jahr auf sechs Wochen (36 Werktage)
bezahlten Urlaub pro Arbeitsjahr. Für
den Anspruch auf die sechste Urlaubs-
woche werden teilweise Schul- oder
Studienzeiten und Arbeitszeiten bei an-
deren Arbeitgebern angerechnet.
Das Arbeitsjahr beginnt immer mit dem
Eintrittsdatum. Urlaubsanspruch ent-
steht in den ersten sechs Monaten ali-
quot zur Dienstzeit des ersten Arbeits-
jahres. Nach jeweils rund 13 Kalen-
dertagen besteht Anspruch auf einen
Urlaubstag, nach rund zweieinhalb
Monaten auf eine ganze Urlaubs-
woche, ab Beginn des siebten Monats
auf den gesamten Jahresurlaub. Ab dem
zweiten Arbeitsjahr entsteht der An-
spruch auf den gesamten Jahresurlaub
immer mit Beginn des Arbeitsjahres.
Durch Einzelarbeitsvertrag, Betriebs-
vereinbarung oder Kollektivvertrag
kann das Urlaubsjahr vom Arbeitsjahr
(ab Eintrittsdatum) auf das Kalender-
jahr umgestellt werden. Bei einer Um-
stellung durch Einzelarbeitsvertrag darf
jedoch keine Aliquotierung des
Urlaubsanspruches für das „ Rumpf-
jahr“ erfolgen.

Zeitpunkt des Urlaubsantrittes und
Dauer des Urlaubes sind zwischen
DienstnehmerIn und DienstgeberIn zu
vereinbaren. Dabei ist sowohl auf die
Erfordernisse des Betriebes als auch
auf die Erholungsmöglichkeiten der
DienstnehmerInnen Rücksicht zu neh-
men.
Der Urlaub sollte möglichst bis zum
Ende jenes Urlaubsjahres, in dem er
entstanden ist, verbraucht werden. Ist

dies nicht möglich, wird ein nicht ver-
brauchter Urlaubsanspruch in das
Folgejahr übertragen. Zu einer
Urlaubsverjährung kann es erst dann
kommen, wenn sich Ansprüche in
Höhe von drei vollen Urlaubsan-
sprüchen angesammelt haben und ein
vierter Urlaub entstehen würde. Mit
jedem Urlaubsverbrauch wird zunächst
immer der älteste noch offene Urlaub
aufgebraucht.

Kommt es zu keiner Einigung, so kann
der Urlaub zum gewünschten Zeitpunkt
nur angetreten, wenn im Betrieb ein
Betriebsrat vorhanden ist, der ge-
wünschte Urlaubszeitpunkt mindestens
drei Monate vorher bekanntgegeben
wurde und mindestens zwei Wochen
(zwölf Werktage) auf einmal verbraucht
werden und trotz Beiziehung des Be-
triebsrates keine Einigung zu Stande
gekommen ist und der Unternehmer
nicht zeitgerecht (frühestes acht, spä-
testens sechs Wochen vor dem
Urlaubstermin) eine Klage beim Ar-
beitsgericht eingebracht hat.

In  Betrieben  ohne Betriebsrat  muss
auf jeden  Fall eine  Übereinstimmung
mit  dem  Unternehmer erzielt werden
–oder die ArbeitnehmerInnen bringen
beim  zuständigen  Arbeits- und Sozi-
algericht eine  Klage auf  Zustimmung
zum  Urlaubsverbrauch ein (bevor ein
Urlaub zu verjähren droht!). Jugendli-
che .bis zur-Vollendung- des 18.Le-
bensjahres müssen  auf      Verlangen
mindestes   zwei   Wochen      (zwölf
Werktage)  Urlaub   in  der  Zeit zwi-
schen  15.  Juni  und  15.  September
erhalten.

Soziale Mindest-
standards

Anfang Februar trafen sich rund 40
KollegInnen aus zwölf Ländern zum
dritten Netzwerktreffen der
GewerkschafterInnen in der Europäi-
schen Linkspartei. Dabei ging es vor
allem um die sozialen Mindest-
standards in Europa, angesichts von
Sozialabbau, Zerschlagung öffentlicher
Sicherungssysteme (Gesundheit, Pen-
sion etc.) und Teuerungswelle aktuel-
ler denn je.
GLB-Vorsitzende Karin Antlanger in-
formierte über die Situation in Öster-
reich, wo sich die Gewerkschaften
gegen einen gesetzlichen Mindestlohn
aussprechen und sprach sich eben da-
für aus, weil ein solcher die Gewerk-
schaften auch bei KV-Verhandlungen
unterstützen würde. Weiters forderte
sie u.a. eine schon seit vielen Jahren
überfällige Einführung einer
Wertschöpfungsabgabe, um die not-
wendigen Maßnahmen finanzieren zu
können.
Nach einer Diskussion über die sehr
unterschiedlichen Regelungen und die
soziale Lage in den verschiedenen Län-
dern wurde in Hinblick auf Mindest-
löhne, Arbeitszeit, Pension, Streikrecht,
Zukunftschancen für die Jugend, Ge-
sundheit und soziale Sicherheit die
Resolution „Soziale Mindeststandards
in Europa durchsetzen“ beschlossen.
Das Netzwerktreffen erklärte sich auch
solidarisch mit dem Streik der estni-
schen LokführerInnen, dem Kampf der
griechischen HafenarbeiterInnen und
forderte die Freilassung inhaftierter
GewerkschafterInnen im Iran.
Das nächste Netzwerktreffen findet
im Oktober 2008 in Barcelona zum
Thema Privatisierung öffentlicher
Dienstleistungen, der Forderung nach
einer Rekommunalisierung sowie
einem Beitrag zur europäischen Ka-
rawane gegen Prekarisierung statt.
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Sehr erfolgreich war der GLB bei der Betriebsratswahl im Sozialverein B37
in Linz am 18. Dezember 2007: Die Liste Leo Mikesch, die sich für den GLB
deklariert, erreichte mit 31 Stimmen bzw. 43,1 Prozent zwei Mandate, 41
Stimmen bzw. 56,9 Prozent und ebenfalls zwei Mandate entfielen auf die Li-
ste 1 des bisherigen Betriebsrates. Von den 92 Wahlberechtigten wurden 72
Stimmen abgegeben, was einer Wahlbeteiligung von 78,3 Prozent entspricht.
Mit diesem erfreulichen Ergebnis konnte der GLB seine Position im Sozialbe-
reich in Oberösterreich weiter stärken.

GLB-Erfolg im B37 in Linz

Menschenkette
um das Parlament

Die überparteiliche Plattform
Volxabstimmung, der bereits über 40
zivilgesellschaftliche Gruppen, darunter
auch der GLB, angehören, fordert mit
einer Menschenkette um das Parlament
eine Volksabstimmung über den EU-
Vertrag.

Samstag, 5. April 2008, 13 Uhr, Wien,
Westbahnhof, Auftaktkundgebung; 15
Uhr, Parlament, Menschenkette

Eine Buchempfehlung

Doris Lessing hat 2007 den Literatur-
nobelpreis erhalten. Ihr Roman „ Das
goldene Notizbuch“ gilt als klassisches
Dokument in der Geschichte der Be-
freiung der Frau. Doris Lessing be-
schreibt das Leben von zwei geschie-
denen Frauen um die 40, die viele Be-
ziehungen durchleben.

Doris Lessing, Das goldene Notiz-
buch, Fischer Taschenbuch Verlag,
1989, 800 Seiten,  ISBN
3596253969

Arbeitnehmerveranlagung
nützen!

Mit Antrag beim zuständigen Finanzamt
oder Online können sich Unselbständi-
ge über die Arbeitnehmerveranlagung
(früher Jahresausgleich) durchschnittlich
200 Euro Steuern zurückholen.
Geltend gemacht werden können bis zu
fünf Jahre rückwirkend etwa Absetz-
beträge für Unterhaltsleistungen, Nach-
kauf von Versicherungszeiten, freiwilli-
ge Personenversicherungen, Schaffung
von Wohnraum, Kirchenbeiträge oder
Breitband-Internetzugänge. Als Wer-
bungskosten werden Spitals-, Kur- oder
Begräbniskosten, Kosten für auswärti-
ge Berufsausbildung von Kindern und
erhöhte Kosten wegen Behinderung an-
erkannt. Geringfügig Beschäftigte erhal-
ten auf Antrag eine Steuergutschrift als
„Negativsteuer“ bis zu 110 Euro.
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